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Liebe Leser*innen, neu in der Redaktion

Nach der Wahl von Rudi Mehl zum 
Vorstand im Jahr 2024 hatte Tho-
mas Nauerth die leitende Redakti-
on des Rundbriefs kommissarisch 
übernommen. Ich freue mich, dass 
ich diese Aufgabe nun übernehmen 
darf und danke Thomas für seine 
wertvolle Arbeit.

Ich bin vor drei Jahren über mein In-
teresse für die Friedenstheologie zum 
Versöhnungsbund gestoßen. Vor die-
sem Hintergrund hat im April eine 
Nachricht meine Aufmerksamkeit 
erregt, derzufolge die Ukraine und 
Russland für den Zeitraum des or-
thodoxen Osterfests eine Waffenru-
he vereinbarten. Das Zerstören und 
Töten wurde für das Fest des Lebens 
und der Entmachtung des Todes also 
unterbrochen, nur um es dann wie-
der ungerührt fortzusetzen. Mit die-
ser Verkehrung christlichen Glaubens 
ist ein zentrales Thema der propheti-
schen Tradition Israels berührt: „Ich 
hasse eure Feste“, heißt es beim Pro-
pheten Amos (5,21), denn wie kön-
nen Menschen ernsthaft Gottesdienst 
feiern, solange sie nicht die Gerech-
tigkeit hergestellt haben? Bei Jesaja 
(58,4) wird das Fasten für wertlos er-
klärt, wenn zugleich noch Streit und 
Gewalt herrschen. Und schließlich 
reicht die prophetische Kritik auch 

hinein in die Evangelien: „Wenn du 
deine Opfergabe zum Altar bringst 
und dir dabei einfällt, dass dein Bru-
der etwas gegen dich hat, so lass dei-
ne Gabe dort vor dem Altar liegen; 
geh und versöhne dich zuerst mit dei-
nem Bruder, dann komm und opfere 
deine Gabe!“ (Mt 5,23–24)

Bedeutet Ostern also nicht eigent-
lich, Frieden zu schließen, abzurüs-
ten, die Versöhnung einzuleiten, statt 
im Schützengraben Liturgie zu fei-
ern, am Ende vielleicht mit der Bit-
te um den eigenen Sieg? Auch im 
sogenannten Rahmenkonzept, das 
uns Rainer Schmid vorstellt (Seite 
24), wird die Kirche als subsidi-
äre Partnerin des Staates beschrie-
ben, die lediglich sein Krisenmana-
gement unterstützt und ihre prophe-
tische Aufgabe verschweigt. Die li-
turgische Waffenruhe zu Ostern stellt 
den Krieg ebenso wenig infrage wie 
das Rahmenkonzept. In beiden Fäl-
len wird die Gute Nachricht instru-
mentalisiert, um ein System erträg-
lich zu machen, das eigentlich über-
wunden werden müsste.

Eine ähnliche Konstruktion findet 
sich übrigens im humanitären Völker-
recht: In der Haager Landkriegsord-
nung wird der Krieg nicht als inak-
zeptabel verurteilt, sondern als unver-
meidbar vorausgesetzt und daher mit 
Regeln versehen, die ihn „mensch-
licher“ machen sollen. Die Aufstel-
lung von Regeln für das Töten aber 
ist bereits ein Teil der Normalisie-
rung des Krieges. Woher kommt un-
ser persönliches wie kollektives Un-
vermögen, Krieg ebenso wie Mit-
weltzerstörung und Gewalt gegen 
uns selbst als destruktiv zu erken-
nen und zu beenden? Die Gewöh-
nung spielt sicherlich eine zentrale 
Rolle, und vielleicht hilft dagegen 
ein Erschrecken, das aus der Praxis 
des „Anfängergeists“ im Zen-Bud-
dhismus hervorgehen kann: Alles, 

also auch das „Normale“, so anzuse-
hen, als sähe man es zum ersten Mal.
Wie üblich ist diese zweite Ausga-
be im Jahr zu einem großen Teil der 
vergangenen Jahrestagung gewid-
met. Nicht alles hat Platz gefunden 
und manche Beiträge haben uns erst 
spät oder noch nicht erreicht, wes-
halb wir die Berichterstattung in der 
nächsten Ausgabe fortsetzen. Wie 
immer freuen wir uns über weitere 
Einsendungen!

Sebastian Hirschbeck

Als neues Mitglied im Redak-
tionsteam möchte ich mich hier 
kurz vorstellen: Promotion in 
Friedensforschung bei Dieter 
Senghaas. Zehn Jahre Arbeit im 
Internationalen Freundschafts-
heim Bückeburg, danach 20 Jah-
re in der Stiftung Die Schwel-
le in Bremen. Anschließend in 
der Redaktion der Online-Zeit-
schrift Das Milieu tätig und als 
Dozent für internationale Poli-
tik an der Online-Flüchtlings-
Universität Kiron in Berlin. Jetzt 
freue ich mich auf die Mitar-
beit im Versöhnung-Redakti-
onsteam. 

Burkhard Luber



– 4 –	 Versöhnung 2/2026

Menschenwürde und Rechtsstaatlichkeit 
verteidigen – gewaltfrei gegen Rechts

Die Jahrestagung 2026 – Von Hanno Paul

Wieder waren es 170 Personen, die 
zur Jahrestagung nach Duderstadt 
gekommen waren. Dieses Mal lag 
der inhaltliche Schwerpunkt bei der 
Frage, wie zentrale Werte unseres 
Grundgesetzes und unserer Gesell-
schaft geschützt werden können – ge-
rade auch angesichts des Erstarkens 
einer Partei, die es darauf anlegt, die 
Gesellschaft zu polarisieren, die Ge-
flüchtete in großem Stil vertreiben 
will, und die Rechte von Frauen und 
von vielen Minderheiten, wie z. B. 
Muslim*innen, Migrant*innen ins-
gesamt und Menschen jenseits ei-
ner geschlechtlichen Identität, bei 
der ein klar bestimmbares biologi-
sches Geschlecht mit ihrem Selbst-
bild zusammentrifft, massiv einzu-
schränken beabsichtigt – dies alles im 
Einklang mit gewaltbereiten Grup-
pen, die ähnliche Ziele verfolgen und 
als Migrant*innen wahrgenomme-
ne Menschen, Journalist*innen und 
politische Gegner*innen auch durch 
Gewaltakte bedrohen.

In seinen Eingangsthesen erinnerte 
der Präsident des Versöhnungsbun-
des, Ullrich Hahn, an den erfolgrei-
chen Protest von Ehefrauen jüdischer 
Männer vor einem Gestapogefäng-
nis in der Rosenstraße in Berlin. Die-
se wurden schließlich freigelassen, 
nachdem sich die Frauen weigerten, 
den Platz vor dem Gefängnis ohne 
ihre Männer zu verlassen. Ein Zei-
chen, dass auch unter schwierigen 
Bedingungen gewaltfreier Wider-
stand erfolgreich sein kann.
In einem Vortrag von Professor Fabi-
an Virchow am Donnerstagabend und 
in vier kürzeren Impulsen am Frei-
tagmorgen ging es vor allem darum, 
die aktuellen Entwicklungen und ihre 
jetzigen und möglichen Folgen wahr-
zunehmen, während die anschließen-
den Arbeitsgruppen vor allem darum 
kreisten, wie wir uns, unsere Gesell-
schaft, unsere Werte und rechtsstaat-
lichen Institutionen vor diesen Über-
griffen schützen können.

Der Freitagabend stand im Zeichen 
des nahenden Ruhestandes unseres 
Friedensreferenten Clemens Ron-
nefeldt. „Es war eine wundervol-
le Möglichkeit für mich, in diesem 
Verband zu arbeiten“, sagte er, „ich 
konnte genau das tun, was mir wirk-
lich am Herzen lag, ich war genau 
am richtigen Platz.“ Der langanhal-
tende Applaus machte deutlich, dass 
es das Plenum genauso sah. Schön, 
dass Clemens sich mit seinem wö-
chentlichen Newsletter, Friedensblog 
genannt, auch weiter in den Verband 
einbringen wird.
Weitere wichtige Elemente waren die 
vielen Begegnungen, die spirituellen 
Angebote, der Morgenimpuls mit Be-
wegung draußen im Garten und das 
Fest am Samstagabend, bei dem die 
akustische Coverband Courassion 
Jung und Alt in Bewegung brachte.
Insgesamt war die Tagung wieder 
eine Stärkung, um im Alltag für Frie-
den, Gerechtigkeit und Menschen-
rechte einzutreten.

Die Kinderbetreuung 
in Duderstadt hat uns 

sehr viel Spaß gemacht
Die Kinder sind alle sehr fröhlich 
gewesen und wir freuen uns, dass 
wir so viele tolle Menschen und 
Kinder kennenlernen durften. Wir 
bedanken uns für die ganzen posi-
tiven Rückmeldungen.

Eva Madeheim

Jahrestagung
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Auf dem Marktplatz in Duderstadt

Im Rahmen der Jahrestagung waren wir gemeinsam mit 
einigen Mitgliedern auf dem Marktplatz in Duderstadt 
unterwegs, um mit den Menschen vor Ort ins Gespräch 
zu kommen. Dabei entstanden viele schöne und offe-
ne Begegnungen. Die Gespräche reichten von persönli-
chen Erfahrungen bis hin zu Fragen des gesellschaftli-
chen Zusammenhalts und des friedlichen Miteinanders.

Auch wenn uns zwischendurch ein kurzer Regenschau-
er überraschte, tat das der guten Stimmung keinen Ab-
bruch. Im Gegenteil: Gerade die unkomplizierte Atmo-
sphäre machte die Begegnungen lebendig und herzlich. 

Wir haben viel gelacht, interessante 
Menschen kennengelernt und erlebt, 
wie wertvoll der direkte Austausch 
im öffentlichen Raum sein kann. Der 
Marktplatz wurde so zu einem Ort der 
Begegnung und des Zuhörens. Ganz 
im Sinne des Versöhnungsbundes stand 
nicht das Überzeugen im Mittelpunkt, 
sondern das offene Gespräch, gegen-
seitiger Respekt und die Bereitschaft, 
einander wirklich wahrzunehmen. Die 
Aktion hat uns gezeigt, wie wichtig 
solche kleinen, persönlichen Begeg-
nungen für eine friedliche und solida-
rische Gesellschaft sind.

Jahrestagung
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An der Schwelle zur Macht für eine andere Republik  
Aufstieg und Strategie der Extremen Rechten 

Teil 1 des Berichts von Peter Heim über den Eröffnungsvortrag von Fabian Virchow

Fabian Vir-
chow weiß, wo-
von er spricht. 
Als Soziolo-
ge und Politik-
wissenschaftler 
an der Hoch-
schule Düssel-
dorf forscht  er 
seit vielen Jah-
ren zu den The-
men Rechts-
extremismus, 
Demokratiege-
fährdung und 
politische Bil-
dung.
In einem fak-
tengesättigten 
Vortrag  skiz-
zierte er, aus-
gehend von der 

Geschichte anderer rechter Parteien 
nach dem Ende des Nationalsozia-
lismus 1945, zu Beginn die zentra-
len Etappen des Aufstiegs der AfD: 
Die Landnahme von Ost nach West. 
Zentrale Aussage: Es gab schon im-
mer einen Bodensatz völkisch natio-
naler Gesinnungen in Deutschland–- 
mit einer zwischenzeitlichen Abnah-
me. Jetzt aber sei ein Momentum er-
reicht, das parlamentarisch Mehrhei-
ten und eine zumindest erst einmal 
föderale Machtergreifung ermögli-
chen könnte.

I. Zentrales Moment 
ihrer Strategie

Kulturkampf in allen Bereichen, der 
die Unzufriedenheit der Bevölke-
rung kanalisiert und der sich in Parla-
mentserfolge ummünzen lässt: Seien 
es Finanzkrisen, die Ablehnung des 
Euro, den relativ menschenfreund-
lichen („liberalen“) Umgang unter 

Jahrestagung

Merkel mit Flüchtlingen, das Staats-
verhalten unter Corona, schließlich 
alle Phänomene, die eine gewisse 
Anpassung der Bevölkerung erfor-
dern, insbesondere der Klimawan-
del mit der notwendigen Dekarbo-
nisierung in allen Bereichen. 
Immer geht es um grundsätzliche 
Systemkritik und Polemik bis zu 
offenem Hass auf die sogenannten 
„System“parteien, Medien und Eliten. 
Martin Sellner von der Identitären Be-
wegung formulierte es 2017 so: „Das 
Ziel ist die Eroberung der Machtmit-
tel der kulturellen Hegemonie, wel-
che die herrschenden Ideen und Be-
griffe erzeugen, also der Massenme-
dien, der Kunst, der Kultur und des 
öffentlichen Lebens.“

II. Inzwischen ist die 
AfD selbst etabliert 

Mit bundesweit etwa 25 % der Stim-
men, die ihr in aktuellen Umfragen 
zugesprochen werden, tritt sie in die-
sem Jahr mit dem Anspruch auf, in 
den Bundesländern Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-Anhalt 
zukünftig die Regierung stellen zu 
wollen.  Keiner anderen Partei ge-
lang in der deutschen Parteienge-
schichte ein solch rascher Aufstieg 
– mit allen praktischen Vorteilen, die 
damit verbunden sind: Fabian Vir-
chow fasste auf der Folie „Etablie-
rung einer extrem rechten Partei – 
IV“ das Phänomen und seine mög-
lichen Konsequenzen so zusammen:
•	 Beispiellose „Erfolgsserie“ der AfD 

in der BRD-Parteiengeschichte
•	 Keiner anderen Partei gelang so 

rasch der Einzug in alle Landes-
parlamente und in den Bundestag.

•	 Rascher Aufbau eines Stamms von 
Wähler:innen

•	 Finanzielle Ressourcen in dreistel-
liger Millionenhöhe sowie Perso-
nalstellen (Karriereoptionen) und 
Stiftungsgelder

•	 Möglichkeit zu realpolitischen Ent-
scheidungskompetenzen/Zugang 
zu Kontrollgremien

•	 Übernahme öffentlicher Ämter/ 
Stopp der Finanzierung von Pro-
jekten 

•	 Zugang zu Informationen und 
Medien

•	 Ressourcen für internationale Ko-
operationen

•	 In Teilen Ostdeutschlands existiert 
eine Verinselung der Demokratie; 
demokratische Stimmen sind teil-
weise in der Minderheit. 

Seine Einschätzung der Gefährlich-
keit der AfD fußt auf der Analyse der 
ideologischen Grundlagen der Partei  
und der gelebten Praxis in den von 
ihr und ihren Vorfeldorganisationen 
so genannten „befreiten“ Gebieten.

III. Einige theoretische 
Grundlagen

Dazu legte Prof. Virchow zunächst 
einige theoretische Grundlagen. 
Als Rechtsextremismus definierte er 
nach  Hans-Gerd Jaschke von 2001: 
Unter „Rechtsextremismus“ verste-
hen wir die Gesamtheit von Einstel-
lungen, Verhaltensweisen und Akti-
onen, organisiert oder nicht, die von 
der rassisch oder ethnisch bedingten 
sozialen Ungleichheit der Menschen 
ausgehen, nach ethnischer Homo-
genität von Völkern verlangen und 
das Gleichheitsgebot der Menschen-
rechtsdeklarationen ablehnen, die 
den Vorrang der Gemeinschaft vor 
dem Individuum betonen, von der 
Unterordnung des Bürgers unter die 
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Bei jenen entscheidenden politischen Be-
griffen kommt es eben darauf an, wer sie 
interpretiert, definiert und anwendet; wer 
durch die konkrete Entscheidung sagt, was 
Frieden, was Abrüstung, was Interventi-
on, was öffentliche Ordnung und Sicher-
heit ist. Es ist eine der wichtigsten Erschei-
nungen im rechtlichen und geistigen Le-
ben der Menschheit überhaupt, daß derje-
nige, der wahre Macht hat, auch von sich 
aus Begriffe und Worte zu bestimmen ver-
mag. (Carl Schmitt 1932)

Carl Schmitt (1932): Königsberger Vortrag 
vom 20. Februar 1932, in: Königsberger 
Auslandsstudien, Bd. 8: 141.

Staatsräson ausgehen und die den Werteplura-
lismus einer liberalen Demokratie ablehnen und 
Demokratisierung rückgängig machen wollen.
Dabei berufen sich rechtsextreme Theoretiker 
meist auf die Staatstheorie von Carl Schmitt 
mit seinem autoritären und völkischen Staats-
verständnis: 
1.	Autoritär: „Derjenige, der die wahre Macht hat, 

bestimmt nicht nur die Politik, sondern setzt 
zugleich das Recht; denn Recht ist dort, wo 
sich die Macht durchsetzt.“ (1932)  Recht ist 
für Schmitt also nicht da, wo im Verfassungs-
staat die formale Macht ist, sondern außerhalb, 
da, wo die wahre Macht ist, also z. B. die Ge-
walt auf der Strasse, die Macht der Wirtschaft

2.	Völkisch: „Wer Menschheit sagt der will betrü-
gen.“ (1919)  Diese Abwertung der Menschheit 
mit abstrakten Menschenrechten oder univer-
salistischer Moral eröffnete den späteren Weg, 
politisches Zugehörigkeitsdenken statt auf In-
dividuen auf das „Volk“ und auf „Volksgrup-
pen“ zu gründen. 

Im zweiten Teil seines Vortrags ging es um die 
Art und Weise, wie die AfD und ihre rechtsext-
remen Vorfeldorganisationen ihre Erfolge erzie-
len und was dagegen getan werden kann. 
Teil 2 im nächsten Heft der Versöhnung

Der lange Weg 
beginnt mit 
dem ersten 

Schritt
Einführung in die 
Jahrestagung von 

Ullrich Hahn

Ich beginne mit dem Bild 
auf dem Prospekt unserer 
Tagung. Es zeigt einen Teil 
des Denkmals in der Ber-
liner Rosenstraße in Erin-
nerung an die Frauen, die 
1943 hier vor dem Gefäng-
nis der Gestapo tagelang demonstrierten und ihre fest-
genommenen jüdischen Ehemänner herausverlangten, 
die von dort nach Auschwitz deportiert werden sollten. 
Am Ende hatten sie Erfolg: Am 6. März wurden die 
Männer freigelassen und überlebten. Die Inschrift auf 
dem Denkmal lautet: „Gebt uns unsere Männer wieder. 
Frauen standen hier, Tod besiegend. Jüdische Männer 
waren frei. Die Kraft des zivilen Ungehorsams, die 
Kraft der Liebe, bezwangen die Diktatur.“ Nach mei-
ner Kenntnis war dies die einzige öffentliche, gewalt-
freie Widerstandsaktion innerhalb Deutschlands wäh-
rend des „Dritten Reichs“ mit erfolgreichem Ausgang. 
Ob das Bild eine Frau zeigt oder einen Mann, ist gleich 
– „Siehe, der Mensch“ (Ecce homo) –, es kann jeder 
Mensch sein, für dessen Leben, Freiheit und Men-
schenwürde wir uns einsetzen wollen, wie die Frau-
en von der Rosenstraße. Es sind alle welche von uns.

Der Staat, wenn er Rechtsstaat sein soll, hat die ers-
te Aufgabe, die Menschenwürde jedes Menschen zu 
schützen, der sich in seinem Macht- und Einflussbe-
reich befindet. Entsprechend lauten die beiden ersten 
Sätze in Artikel 1 des Grundgesetzes: „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schüt-
zen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“ Aller-
dings: Der Rechtsstaat bietet gleiche Freiheit, aber 
keine soziale Gerechtigkeit. Kein Gerichtsurteil kann 
die dazu notwendigen politischen Entscheidungen er-
setzen und nicht den langen Weg aus der kapitalisti-
schen Gesellschaftsordnung von Arm und Reich ab-
kürzen. Der lange Weg beginnt mit dem ersten Schritt 
zum angestrebten Ziel. Es liegt an uns, ihn zu gehen.

Jahrestagung
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Die Arbeitsgruppe „Ziviler Widerstand gegen 
Rechtsradikalismus“ mit Jochen Neumann

Von Berthold Keunecke 

Gegen 
manchen 

Streit, was 
im Widerstand 

gegen die AfD 
wichtig oder wich-
tiger sei, verweist 

Jochen Neumann 
darauf, dass es 

verschiedene 
Zielgrup-
pen gibt, 
die auch 

durch ver-
schiedene Aktio-

nen adressiert werden können und 
müssen: Als Mitarbeiter des WoW-
Netzwerkes (Wehrhaft ohne Waffen) 
und als langjähriger Geschäftsführer 
der Kurve Wustrow, des Bildungs-
zentrums, das im Wendland über 
viele Netzwerke und Bewegungs-
erfahrungen mit der Gewaltfreiheit 
zurückgreifen kann, hat er da einen 
weiten Horizont. 

1. Es gibt die Menschen, die vor 
rechtsextremer Gewalt geschützt 
werden müssen, insbesondere da, 
wo die AfD Regierungsverantwor-
tung übernehmen kann. Das muss 
manchmal sehr schnell gehen. Für 
Alarmketten ist es sinnvoll, Kriteri-
en zu erarbeiten, wie eine Unterstüt-
zungsanfrage schnell eingestuft und 
beantwortet werden kann: Von der 
Notwendigkeit, die Polizei und an-
waltliche Unterstützung zu benach-
richtigen, über die Auslösung einer 
Alarmkette zur Mobilisierung einer 
gewaltfreien Aktionsgruppe bis zur 
Anforderung einer einzelnen Person, 
die direkte und vielleicht fachliche 
Hilfe anbieten kann. 

2. Eine wichtige Zielgruppe sind 
auch die „eigenen Leute“, die mo-

bilisiert werden können und sollen – 
das kennen wir ganz gut, da geht es 
um Demonstrationen, gemeinsame 
Erkennungszeichen (im Wendland 
z. B. das „Kreuz ohne Haken“ aus 
lila und gelbem Balken) etc.

3.  Wie Unentschiedene und 
Sympathisant*innen der AfD erreicht 
werden können, ist schon schwieri-
ger. Jochen berichtet, dass gute Er-
fahrungen mit Haustürbesuchen ge-
macht worden sind, z. B. in Vorbe-
reitung einer Aktion wie einer um-
strittenen Demonstration. Wenn die 
Menschen vor Ort mal jemanden ge-
sehen haben, der dazu aufruft, sinkt 
die Ablehnungsrate massiv, es las-
sen sich sogar viele Menschen zum 
Mitmachen einladen. Die Besuchen-
den müssen immer zwei bis maximal 
drei Personen sein, um sich auch ge-
genseitig zu unterstützen und einen 
Flyer übergeben zu können.

4. Schließlich gibt es eben auch die 
Aktionsformen, die sich direkt ge-
gen rechtsextreme Organisationen 
und ihre Aktivitäten richten: Der 
Raum soll ihnen eingeschränkt und 
streitig gemacht werden: Gegende-
mos, Blockaden, auch massive oder 
„heimliche“ Raumbesetzungen (z. B. 
sehr früh vor Beginn der Veranstal-
tung mit vielen Besuchenden kom-
men und so die Mehrheit im Raum 
bilden – dann können Nachfragen die 
Diskussion z. B. mit einem rechtsex-
tremen Referenten durchaus kippen). 

Jochen befürwortet auch die „Prüf-
verfahren“: Die Bundesregierung – 
oder die Landesparlamente – sol-
len aufgefordert werden, die AfD 
oder besser noch alle Parteien ei-
nem Prüfverfahren auf Verfassungs-
mäßigkeit zu unterziehen – schließ-

lich wird in Deutschland auch sonst 
alles überprüft. 

Wir haben im zweiten Teil des Work-
shops in einem Rollenspiel geübt, wie 
die Diskussion in Vorbereitung einer 
Aktion zwischen Organisationsteam, 
auswärtigen Unterstützer*innen und 
heimischen Lokalpolitiker*innen 
verlaufen könnte – eine interessante 
Erfahrung, die wir wegen der Zeit-
knappheit allerdings nur kurz aus-
werten konnten. 

Jochen Neumann hat seine Erfah-
rungen im Netzwerk „Wehrhaft ohne 
Waffen“ gemacht, das zunächst als 
Kampagne das Konzept der Sozialen 
Verteidigung voranbringen wollte. 
Dazu wurden Modellregionen etab-
liert, in denen die gewaltfreie Vertei-
digung der Sozialstrukturen im Fall 
eines Angriffs von Außen vorberei-
tet werden sollte (darüber wurde vor 
allem mit dem Beginn des Massiv-
angriffs Russlands auf die Ukraine 
2022 diskutiert), aber auch von Be-
ginn an der Fall eines Putsches von 
innen mitbedacht wurde. Jetzt ist die 
Gefahr eines parlamentarischen Über-
gangs zu einer menschenfeindlichen 
Regierung dazugekommen – in der 
Erinnerung, dass die Machtergrei-
fung Hitlers 1933 auch parlamen-
tarisch vonstatten ging. Das WoW-
Netzwerk hat eine Homepage, auf 
welcher der Newsletter mit den aktu-
ellen Infos, auch über die besproche-
nen Aktivitäten, abon-
niert werden kann (ht-
tps://wehrhaftohne-
waffen.de). 

Jahrestagung
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Hebron: Mikrokosmos der Besatzung
Bericht aus dem Diskussionsforum „Westasien“ von Berthold Keunecke

Einen schockierenden Bericht aus 
der palästinensischen Stadt Hebron 
haben wir auf der Jahrestagung 2026 
gehört: Michael und Sabine Friedrich 
haben dort drei Monate lang „protec-
tive presence“ – schützende Beglei-
tung – gegeben. Und dieser Schutz 
war lebenswichtig für den Aktivisten 
Issa Amro, einen Graswurzelaktivis-
ten, der in der „Geisterstadt“ wohnt, 
in seinem vom Gericht bestätigten 
Eigentum. Doch dieser Stadtteil ist 
vom israelischen Militär umschlos-
sen. Hebron ist eine große und beson-
dere Stadt im Süden des Westjord-
anlandes: Hier gibt es mitten in der 
Stadt israelische Siedlungen, deshalb 
hat das israelische Militär in weiten 
Bereichen der City die volle Kont-
rolle übernommen. 

Wie es dazu kam: Mitten in Hebron 
liegt die „Höhle der Patriarchen“, das 
Grab von Sarah und Abraham, den 
Urahnen des Glaubens an den ein-
zigen Gott. Die Muslime, die hier 
seit Jahrhunderten die Mehrheits-
religion stellen, nutzen den Ort für 
ihre Moschee. Doch am 25. Febru-
ar 1994 betrat der israelische Arzt 
Baruch Goldstein die muslimische 
Seite des Heiligtums. Er hatte meh-
rere Maschinenpistolen und eröffne-
te das Feuer während des Morgenge-
betes. Er tötete dabei 29 Menschen 
und verletzte mindestens 150. Dar-
aufhin wurde er von der aufgebrach-
ten Menge erschlagen. Das israeli-
sche Militär sperrte aus Angst vor 
Racheakten mehrere Straßen in der 
City, darunter die bis dahin beleb-
teste Einkaufsstraße in Südpalästina. 
Sie wurde seither für die Einwohner 
nicht wieder zugänglich gemacht – 
stattdessen wurden nach weiteren 
Attentaten, von jüdischer oder pa-
lästinensischer Seite, weitere Stra-
ßen gesperrt. 

Jüdische Siedler besetzten verschie-
dene Häuser, so z. B. das Nachbar-
haus von Issa Amro. Der Eigentümer 
klagte vor einem israelischen Mili-
tärgericht dagegen. Er bekam nach 
aufwendigen, sich über Monate und 
Jahre hinziehenden Verfahren auch 
Recht, aber direkt nach dem Ge-
richtsurteil meldete sich ein ande-
rer Siedler als Bewohner des Hauses 
und behauptete, er hätte es gekauft. 
Der Eigentümer musste erneut kla-
gen, was sich mehrmals wiederholte. 
Er konnte sein Haus noch nicht wie-
der betreten, seit 24 Jahren, musste 
aber die Prozesskosten immer wie-
der neu aufbringen. Das Haus von 
Issa Amro konnte noch nicht besetzt 
werden, weil immer jemand dort ist. 
Die Siedler versuchten aber, die Tür 
aufzubrechen. Die Überwachungs-
kameras von Issa Amro filmten das. 
Die Anwesenheit von Michael und 
Sabine schien sie zu hindern. 

In einer anderen Nacht kamen Sied-
ler sogar mit einer Leiter und einem 
Benzinkanister und wollten offenbar 
das Haus anstecken. Doch die Nacht-
wachen im Haus waren aufmerksam, 
sie haben ihr Vorhaben nicht umset-
zen können. Die Bewohner*innen 
meldeten diesen Vorfall den Behör-
den, doch die Staatsanwältin glaub-
te den eigentlich eindeutigen Bildern 
nicht und verzichtete auf eine Ankla-
ge. In Deutschland wäre hier ein Pro-
zess wegen versuchten Mordes ange-
strengt worden. Von diesem Vorfall 
benachrichtigten Michael und Sabi-
ne die deutsche Vertretung in Ramal-
la, die sich um die Sicherheit deut-
scher Bürgerinnen und Bürger küm-
mert. Der Vizekonsul besuchte sie, 
ließ sich alles zeigen und ermöglichte 
ihnen auch einen Spaziergang durch 
die für Palästinenser*innen verbote-
nen Straßen – sie konnten jetzt sogar 

Fotos dort machen. Er schrieb an die 
israelischen Behörden, und seit dem 
7. Dezember hörten die sonst regel-
mäßigen nächtlichen Angriffe oder 
Steinwürfe auf das Haus auf. 
Issa Amro wird manchmal der „pa-
lästinensische Gandhi“ genannt. Er 
arbeitet mit der Organisation „Youth 
against Settlement“ zusammen und 
nennt sein Haus „Summut-Zentrum“ 
– Summut heißt übersetzt „Stand-
festigkeit, Dableiben“. Das ist ihre 
Hauptwiderstandsmethode. So ha-
ben sie z. B. einen Kinderspielplatz 
in der Geisterstadt aufgebaut, für den 
alle Spielmaterialien an den Check-
points vorbeigeschmuggelt werden 
mussten. Auch Stahltüren, die An-
griffe abwehren können, wurden an 
Geisterstadt-Bewohner*innen gelie-
fert. Die Gemeinschaft soll zusam-
menhalten, Schutz wird unter ande-
rem durch internationale Präsenz und 
durch Amnesty International or-
ganisiert. (Der ausführliche Be-
richt von Sabine und Michael 
ist auf der Internetseite https://
haithabu-haifa.de/ nachzulesen!)
Am Ende der Forumszeit hörten 
wir eine Einladung durch Tho-
mas Nauerth von den „Rabbis for 
Human Rights“: Sie suchen Gruppen 
in Deutschland, die Kontakt aufneh-
men mit Gemeinschaften in den pa-
lästinensischen Gebieten, in denen 
Menschen isoliert und entmensch-
licht werden. Sie vermitteln den Kon-
takt, um Onlinekontakte zu ermög-
lichen – ohne um Geld oder sonsti-
ge Unterstützung zu bitten, sondern 
einfach nur, um 
Kontakte zu knüp-
fen und zumindest 
ein digitales Fens-
ter in die Welt nut-
zen zu können. 

Jahrestagung
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Bericht über die Indien-Kommission
Von Gregor Lang-Wojtasik, Benjamin Pütter und Sabine Wagenfeld

Neun Menschen vor Ort und sieben 
digital Teilnehmende – inkl. vier in-
dische Partner:innen – tauschten sich 
zu aktuellen gesellschaftlichen Ent-
wicklungen aus. Die Kontakte gehen 
zurück auf die 1980er Jahre, aus de-
nen ein umfassendes Netzwerk von 
Indien-Interessierten entstanden ist, 
die sich mit Gandhi und Menschen 
in seiner Tradition beschäftigen. Seit 
dieser Zeit haben viele Deutsche In-
dien besucht und umgekehrt, wor-
aus sich enge Freundschaften ent-
wickelt haben. 

Im Kern geht es um Fragen der De-
mokratie und zivilgesellschaftliche 
Aktivitäten. In einer weltweiten Si-
tuation des Wandels stehen solida-
rische Möglichkeiten unter Druck. 
Bei alledem ist die Geschichte des 
jeweiligen Landes hoch bedeutsam. 
In Deutschland bleibt das „Nie wie-
der Faschismus und nie wieder Krieg“ 
81 Jahre nach Ende des real existie-
renden Faschismus mahnender Auf-
trag. In Indien liegt die Befreiung von 
der britischen Kolonialmacht 79 Jah-
re zurück. Beide Länder stehen vor 
weltpolitischen Weichenstellungen, 
demokratiegefährdenden Tendenzen 
und einer Rückversicherung histo-
risch gewachsener Verantwortung. 
Beide Länder verfügen über Verfas-
sungen, die sich an der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte ori-
entieren. Liberale Rechtsordnungen 
sind der Rahmen von Teilhabe und 

Chancen, die im Konkreten umge-
setzt werden müssen. 

Konkret berichteten unsere Freund_
innen in Indien von den Veränderun-
gen in Indien seit der letzten Wahl 
2024. Das immense Engagement der 
Zivilgesellschaft führte damals dazu, 
dass die regierende BJP (hindunati-
onale Partei) des Ministerpräsiden-
ten Modi nicht die absolute Mehr-
heit erzielte. Das führte u. a. im Ap-
ril 2026 dazu, dass drei von MP Modi 
geplante Gesetze nicht verabschie-
det werden konnten. Der Einsatz für 
die Wiedererlangung der Demokra-
tie und die Menschenrechte und vor 
allem für die Rechte der Adivasis/
Indigenen bleibt vordringliche Auf-
gabe für unsere befreundete Gruppe 
in Gujarat. Daran anknüpfend bleibt 
unsere Aufgabe, die Verbindung zu 
den Aktiven in Indien zu halten, den 
Austausch zu pflegen und in Zeiten 
der Not Konkretes zu organisieren.

Des Weiteren geht es in Deutschland 
um eine Umverteilung des Staatsbud-
gets von sozialen Aufgaben zu über-
bordenden Rüstungsausgaben und in 
Indien um Fragen der Rechte von Da-
lits (die „Zertretenen“) und Adivasi 
(indigene Indiens). In beiden Fällen 
steht der gesellschaftliche Zusam-
menhalt in Frage. Aufgabe von frie-
dens- und sozial bewegten Menschen 
wie uns ist es, ein Bewusstsein für 
die konkreten Herausforderungen zu 
erzeugen, Menschen für ihre Rechte 

zu mobilisieren und faktenlose Nar-
rative mit Fakten zu konfrontieren. 
Dies ist auch Arbeit daran, gegen eine 
vermeintlich neue Normalität aufzu-
stehen und den Kampf um die wis-
senschaftlich basierte Wahrheit der 
Welt in den Mittelpunkt zu stellen. 
Bei alledem geht es auch darum, 
konkrete Aktivitäten zur Befrei-
ung von Kindersklaven fortzuset-
zen und ihnen nachhaltige Alterna-
tiven anzubieten, die sie in eine de-
mokratische und menschenwürdige 
Zukunft führen können. Der Bun-
desverdienstkreuzträger Benjamin 
Pütter (2025) ist in diesem Bereich 
seit Jahrzehnten aktiv und berichtete 
über die Neugründung eines Hilfs-
werkes mit dem Namen „Vergangen-
heit und Zukunft“, in dem ehemalige 
Kindersklaven, die vor Jahrzehnten 
aus der Sklaverei befreit worden wa-
ren, sich zusammengeschlossen ha-
ben und jetzt gegen Kinderarbeit in 
Indien vorgehen wollen und eventu-
ell sogar selber heutige Kinderskla-
ven aus eben dieser Sklaverei befrei-
en wollen. Des Weiteren ist Benja-
min mit der bekannten Musikgrup-
pe „Maharaj Trio“ unterwegs, u. a. 
werden in Freising von Christina und 
in Mainz von Beate Konzerte orga-
nisiert. Dies sensibilisiert auch wei-
tere Menschen für das Thema. Im 
persönlichen Gespräch oder Telefo-
nat können wir Auskünfte über die 
Situation in Indien und die Aktivi-
täten geben.

Jahrestagung
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Menschenwürde achten – Awareness für Rassismus erhöhen
Von Katrin Warnatzsch und Annette Nauerth

In kleiner Runde trafen sich Men-
schen auf der Jahrestagung zu die-
sem Thema der Kommission Belo-
ved Community.

Ausgehend von der Provokation von 
Franz Josef Wetz „Die Würde des 
Menschen ist antastbar“ – sie muss 
immer gemeinsam hergestellt werden 
–, sammelten wir zunächst Situatio-
nen, in denen Würde angetastet wird. 
Dabei kamen auch erlebte Situatio-
nen auf der Jahrestagung zur Sprache. 
In einem zweiten Schritt tauschten 
wir uns zum Verständnis von Awa-
reness aus. Dazu legten wir auch 
die Wünsche junger Menschen zu-
grunde, die in einem 
Bericht im Rund-
brief abgedruckt 
waren und 
diskutier-
ten wichti-
ge Aspek-
te daraus. Be-
sonders wurde hervor-
gehoben, dass die Jah-
restagung selbst ein Lern-
raum sein sollte, den wir nutzen 
für das Lernen eines gewaltsen-
sibleren Umgangs miteinander. In 
einem dritten Schritt beschrieben 
wir die verschiedenen Schritte, 
die im Versöhnungsbund bisher 
gegangen wurden: Erstellen ei-

nes Awarenesskonzeptes, Einrichten 
eines Awareness-Teams, Gestaltung 
eines Safer Space. Bei der Diskussi-
on darüber, was ein Safer Space ist 
und welche Aufgabe er hat, wurde 
deutlich, dass viele Menschen im 
VB die Jahrestagung als einen Sa-
fer Space erleben, ein Treffen mit 
Gleichgesinnten, wo man sich für 
seine Haltung zum Thema Gewalt-
freiheit nicht rechtfertigen muss. Das 
trug zum Verständnis bei, dass es für 
manche Gruppen wichtig ist, auf der 
Tagung „eigene sichere Räume“ zu 
haben, in denen es angenehm ist, 
man sich verstanden fühlt und man 
nicht im Kampfmodus ist. 
Damit wurde deutlich, dass es wider-
strebende Bedürfnisse gibt bei Teil-

nehmenden der Jahrestagung. Ei-
nerseits geht es da-
rum, eine Wohl-

fühlatmosphäre 
unter Gleichge-
sinnten zu ha-
ben, andererseits 
aber darum, die 
Tagung auch als 

Lernraum 

zu verstehen, der durchaus anstren-
gend sein kann, wenn er Gewohn-
tes und lieb Gewordenes in Frage 
stellt. Dazu ist es vielleicht notwen-
dig, Tagungsbeobachter:innen zu eta-
blieren, die dem Tagungsteam re-
gelmäßig Rückmeldung geben, um 
Vorkommnisse als Lerngelegenhei-
ten aufzugreifen.

Wir sprachen darüber, dass es be-
sonders unter der jüngeren Gene-
ration sensible Menschen sind, die 
eine bewusst achtsame Sprache und 
integrative Haltung einfordern. Wir 
glauben, dass es im Versöhnungs-
bund eine Chance wäre, ebensol-
che diskriminierungskritische Hal-
tungen und Umgangsformen einzu-
üben und auch Strukturen zu erar-
beiten, um die jüngeren Generatio-
nen für eine Mitarbeit im Netzwerk 
des Versöhnungsbundes zu gewinnen 
und zu halten. Dafür sollte die Arbeit 
für mehr Awareness, also die Acht-
samkeitsarbeit, dauerhaft etabliert 
werden. Der Fragebogen zu Diskri-
minierungserfahrungen ist ein erster 
Versuch in diese Richtung.

Das Team der Beloved Community 
trifft sich auch während des Jah-

res online, gelegentlich auch 
an einem Wochenende, und 

freut sich auf Zuwachs.

Jahrestagung
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Aus dem Versöhnungsbund

Bericht aus der Vorstandssitzung im April 2026 in Freiburg
Von Rudolf Mehl

Zu seinem zweiten Treffen dieses 
Jahr hat sich der Vorstand vom 17.-
19. April in Freiburg bei Benjamin 
und Ute getroffen. Bei dieser Gele-
genheit konnten wir auch die Geno-
va-Wohngenossenschaft kennenler-
nen, in deren Räumen wir getagt und 
zum Großteil auch gewohnt haben.

Jahrestagung
Im Zuge der letzten Vorbereitungen 
und Absprachen für die Jahrestagung 
haben wir einen Vorschlag für Vergü-
tungen und Freistellungen für Akti-
ve erarbeitet, der der Mitgliederver-
sammlung vorgelegt werden soll. Ge-
nerell wollen wir unsere Mitglieder 
immer wieder motivieren, sich noch 
stärker aktiv einzubringen. Da liegt, 
so meinen wir, noch viel Potenzial, 
sowohl inhaltlich für Referate und 
Arbeitsgruppen als auch für unter-
stützende Tätigkeiten, wie z. B. das 
Raum- und Technikteam.

Vergütungsrichtlinien für NICHT-
Mitglieder, wenn wir niemanden aus 
den eigenen Reihen finden:

•	 Referent*innen für Vorträge (300–
700 €)

•	 Leiter*innen für Arbeitsgruppen 
(200 € pro Gruppe)

•	 Leiter*innen für Themengruppen 
(Kommissionen, Diskussionsfo-
ren) müssen aus der Mitgliedschaft 
kommen.

•	 Technikteam (150 € + Kost und 
Logis) 

•	 Raumteam (150 € + Kost und Lo-
gis) 

•	 Rezeption (300 € + Kost und Logis) 

Wie weit wir auch Mitglieder, die 
solche Aktivitäten übernehmen, bei-
tragsfrei stellen wollen, soll die Mit-
gliederversammlung entscheiden. 
Alle, die im Technik- und Raumteam 
und in der Rezeption mitarbeiten, ha-
ben kaum die Möglichkeit, am Pro-
gramm der Jahrestagung teilzuneh-
men. Für diese Tätigkeiten wäre eine 
Beitragsfreistellung angemessen.

Mitgliederversammlung
Auch die Mitgliederversammlung be-
reiten wir vor. Wer will sich wieder 
zur Wahl des Vorstands stellen? Ei-
nige haben sich noch nicht entschie-
den, andere wissen schon, sich wie-
der zur Wahl zu stellen – diesmal ja 
in getrennten Wahlgängen: Vorsitz, 
stellvertretender Vorsitz (2) – die bil-
den zu dritt den geschäftsführenden 

Vorstand (gfV) –, übrige Vorstands-
mitglieder.
Heike, Rudi und Benjamin werden 
wieder für den gfV kandidieren, Man-
fred und Claudia für den Vorstand.

Jugendvertretung
Auf dieser Jahrestagung wird es ein 
Jugendforum und ein Teenie-Forum 
geben, aufgeteilt nach ungefähr fest-
gelegten Altersgruppen. Daraus kön-
nen sich dann ein Jugendrat und ein 
Teenie-Rat bilden, daraus später evtl. 
Jugendvertreter*innen im Vorstand.

Finanzen
Wir beraten Heikes Entwurf für 
den Haushaltsplan 2026. Der ferti-
ge Haushaltsplan wurde inzwischen 
schon mit den Unterlagen zur Jahres-
tagung verteilt.
Schon seit vielen Jahren werden unse-
re Ausgaben nicht durch unsere regu-
lären Einnahmen gedeckt. Wir müs-
sen den Haushalt durch eine Entnah-
me aus den Rücklagen ausgleichen. 
Auch schon seit vielen Jahren wer-
den unsere Rücklagen immer wieder 
durch größere Spenden, z. B. aus ei-
nem Nachlass, aufgefüllt. So etwas 
ist natürlich nicht planbar. Uns ist be-
wusst, dass wir unsere Planung än-

dern müssen, wenn solche Groß-
spenden in Zukunft ausbleiben. Ak-
tuell besteht dazu aber kein Anlass.

Öffentlichkeitsarbeit
In der bisherigen Planung unse-
rer Aussendungen (u. a. Rundbrie-
fe und Spendenbitten) sind neben 
den vier Rundbriefen noch vier 
Spendenbriefe geplant. Brauchen 
wir wirklich so viele? 
Zur weiteren Planung versucht 
die Geschäftsstelle herauszufin-
den, ob nach dem Versand eines 
Spendenbriefes mehr Spenden ein-
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Neue Kommission innerhalb des 
Versöhnungsbundes gegründet
Die „Initiative Christlicher Friedensruf“ (ICF) 

 – von Susanne Edel

Im Rahmen des Ökumenischen Frie-
denszentrums am Rande des Kirchen-
tages in Hannover 2025 verabschie-
dete die dortige „Friedenssynode“ am 
1. Mai 2025 den „Christlichen Frie-
densruf“. Das Friedenszentrum unter 
Schirmherrschaft von Margot Käß-
mann war durch eine kleine Initiati-
ve württembergischer Theolog*innen 
auf den Weg gebracht worden. Es 
wurde durch Spenden und Zuschüs-
se finanziert. Fast von Anfang an gab 
es eine enge Zusammenarbeit mit 
dem Versöhnungsbund: Dieser war 
bereit, das Konto zu führen, bei Zu-
schüssen zu beraten und die Zahlun-
gen abzuwickeln. Als Schatzmeiste-
rin des Friedenszentrums danke ich 
dafür dem Versöhnungsbund ganz, 
ganz herzlich! 

Als nächstes erarbeiteten wir eine 
Stellungnahme zur neuen EKD-Frie-
densdenkschrift, die am 10. Novem-
ber 2025 auf der EKD-Synode in 
Dresden vorgestellt wurde. Da uns 
der Text der Denkschrift im Vorfeld 
zugegangen war, konnte unsere Stel-
lungnahme bereits in Dresden ver-
teilt werden. 

Da wir auch weiterhin mit wachem 
Blick auf Entwicklungen in der Be-
handlung der Friedensfrage inner-
halb der Evangelischen Kirche un-
terwegs sein und mit dem Versöh-
nungsbund zusammenarbeiten wol-
len, kam die Idee auf, als Initiati-
ve eine Kommission innerhalb des 
Versöhnungsbundes zu werden. Ich 
freue mich sehr, dass diese Idee bei 
Vorstand und Mitgliedern in Duder-
stadt freundlich aufgenommen und 
in die Tat umgesetzt wurde.

Interessierte können sich gerne bei 
Rainer Schmid (abruestung@posteo.
de) oder mir (Susanne.edel@rs-edel.
de) melden.

gehen. Dann hätte sich der Spen-
denbrief „gelohnt“.

Unsere letzten Suchanzeigen in 
der Versöhnung und im News-
letter waren erfolgreich. Sebas-
tian Hirschbeck wird die Redak-
tion der Versöhnung übernehmen 
und auch an der neuen Homepage 
mitarbeiten, Burkhard Luber wird 
im Redaktionsteam mitarbeiten. 
Sebastian hat sich per Video zu 
unserem Treffen zugeschaltet und 
sich vorgestellt.

Abschluss

Wie immer schließt unser Treffen 
mit einem Rückblick: Wir haben 
das Wochenende gut genutzt und 
alle anstehenden Themen ange-
messen behandelt.

Mit Worten von Dorothee Sölle 
zum Sonntag machen wir uns auf 
die Heimreise:

Du sollst dich selbst unter-
brechen. 

Zwischen Arbeiten und Kon-
sumieren soll Stille sein und 
Freude, 

zwischen Aufräumen und Vor-
bereiten sollst du es in dir sin-
gen hören, 

Gottes altes Lied von den 
sechs Tagen und einem, der 
anders ist. 

Zwischen Wegschaffen und 
Vorplanen sollst du dich erin-
nern an diesen ersten Morgen, 

deinen und aller Anfang, als 
die Sonne aufging ohne Zweck 

und du nicht berechnet wur-
dest in der Zeit, die nieman-
dem gehört außer dem Ewigen

Aus dem Versöhnungsbund
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Die Mitgliederversammlung braucht mehr Zeit!
Ein Antrag an den Vorstand – von Maike Kramer, Aila Marika Alfes, Barbara 

Bürger, Mechthild Geue, Michael Heiser & Berthold Keunecke

Ein respektvoller und achtsamer Um-
gang miteinander, das Bemühen ei-
nander zuzuhören und zu verstehen 
sowie das Ringen um Positionen, die 
im Einklang mit unserer gemeinsa-
men Haltung der aktiven Gewaltfrei-
heit stehen und von möglichst vie-
len von uns möglichst gut mitgetra-
gen werden können – das sind in un-
serer Wahrnehmung zentrale Werte, 
die unser Miteinander im Versöh-
nungsbund ausmachen. Diese Werte 
sehen wir auch im Zusammenhang 
mit der politischen Ausrichtung des 
Versöhnungsbunds, denn sie stehen 
für das Bemühen um eine entschie-
dene Haltung und um einen gewalt-
freien Umgang, die wir nicht nur im 
Außen, sondern auch untereinander 
leben wollen. Im Rahmen der Mit-
gliederversammlungen (MV) wird 
diesen Werten Ausdruck verliehen, 
indem Entscheidungen nach einem 
Konsensverfahren getroffen werden. 
Das Ziel dabei ist es, Bedenken zu 
hören und zu berücksichtigen und 
zu Entscheidungen zu kommen, die 
nicht nur der Mehrheitsmeinung ent-
sprechen, sondern die Sichtweisen ei-
ner breiten Basis möglichst gut wi-
derspiegeln.

Eine solche Konsensfindung be-
nötigt – unabhängig von der kon-
kreten Ausgestaltung des Verfah-
rens – Zeit.

Bei den MV der letzten Jahre muss-
ten regelmäßig Anträge zurückgestellt 
oder an den Vorstand verwiesen wer-
den, weil eine Behandlung nach dem 
Konsensverfahren im Rahmen der 
verfügbaren Zeit nicht möglich war. 
Zwar mag es in vielen Fällen formal 
möglich und praktisch eine Erleich-
terung sein, dass Anträge vom Vor-
stand statt von der MV behandelt und 

entschieden werden, eine Diskussion 
und Entscheidung der MV bedeutet 
jedoch eine stärkere Legitimation (z. 
B. von Resolutionen) und hat durch 
die Beschäftigung mit dem Thema 
eine stärkere Innenwirkung (z. B. 
Klärung von Positionen, Stärkung 
oder Veränderung der Haltung). Für 
Moderator*innen ergibt sich ein Di-
lemma: Sollen sie Diskussionen vor-
zeitig abbrechen, ohne dass Beden-
ken adäquat gehört und berücksich-
tigt worden sind – was dem Konsen-
sprinzip zuwider läuft? Oder sollen 
sie die Diskussionen zu einem An-
trag fortführen – was zu Lasten an-
derer Anträge geht? Bei den MV der 
letzten Jahre war beides zu beobach-
ten, und beides hat verständlicher-
weise zu Unmut unter den Mitglie-
dern geführt. Dieser Unmut, gekop-
pelt mit dem Druck, unter dem die 
Moderation stand, hat nach unserer 
Einschätzung auch dazu geführt, dass 
Respekt und Achtsamkeit zeitweilig 
auf der Strecke blieben.

Aus unserer Sicht sind diese Pro-
bleme nur zu lösen, indem (a) für 
die MV mehr Zeit eingeräumt wird 
und (b) die Diskussion der Anträ-
ge besser vorbereitet wird.

a) Die ordentliche MV findet traditi-
onell im Zusammenhang mit der Jah-
restagung (JT) statt. Da eine Verlän-
gerung dieser MV unrealistisch ist, 
erscheint eine reguläre zweite jährli-
che MV geboten. Diese sollte an ei-
nem zentralen, gut erreichbaren Ort 
stattfinden, idealerweise im Zusam-
menhang mit dem Vorbereitungstref-
fen, um eine Teilnahme zu erleich-
tern. Da für die MV im Zusammen-
hang mit der JT ein größerer Teilneh-
merkreis zu erwarten ist, sollten zen-
trale Belange des Vereins weiterhin 

dort behandelt werden; hierzu zäh-
len insbesondere die Entlastung des 
Vorstands, Wahlen, Haushalt sowie 
Anträge zu Satzung, Beiträgen und 
haushaltsrelevanten Aspekten. Wei-
tere Anträge könnten im Rahmen der 
zusätzlichen MV behandelt werden. 
Daneben würde die zusätzliche MV 
auch Raum für vertiefte inhaltliche 
und strategische Diskussionen bieten.

b) Um die Konsensfindung im Rah-
men der MV zu erleichtern, sollte die 
Diskussion der Anträge besser vor-
bereitet werden: Zum einen sollten 
Anträge möglichst bereits zwei Wo-
chen vor der MV vorliegen und den 
Mitgliedern bekannt gegeben wer-
den. Bei der regulären MV im Zu-
sammenhang mit der JT sollten mög-
lichst alle Anträge am ersten Tag der 
MV vorgestellt werden. Ausnahmen 
hiervon sollte es nur für solche An-
träge geben, die sich erst aus dem 
ersten Tag der MV oder aus den Ar-
beitsgruppen, Workshops, Kommis-
sionen ergeben. So haben alle Mit-
glieder die Gelegenheit, sich inhalt-
lich mit den Anträgen auseinander-
zusetzen. Zum anderen sollte aktiv 
eine Gelegenheit geschaffen werden, 
am Rande der JT Anträge bereits vor-
zudiskutieren, insbesondere solche, 
die als konfliktträchtig oder kontro-
vers eingeschätzt werden. Wenn eine 
zweite MV einberufen wird, sollten 
entsprechende digitale Möglichkei-
ten eingerichtet werden. Durch ein 
solches Vorgehen können bei der MV 
ggf. überarbeitete Fassungen behan-
delt werden, in denen zumindest ein 
Teil der Bedenken bereits berück-
sichtigt ist. Zudem können Verständ-
nisfragen geklärt, Missverständnis-
se ausgeräumt und auf Belange Ein-
zelner eingegangen werden, so dass 
hierfür auf der MV weniger Zeit be-

Aus dem Versöhnungsbund
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ansprucht werden muss. Wir hoffen 
nicht zuletzt, dass durch ein solches 
Vorgehen das Bedürfnis bzw. die Not-
wendigkeit für ein Veto reduziert wird.
Bei der MV im Mai 2026 kam es zu der 
Situation, dass zu zwei Anträgen ein 
Veto eingelegt wurde. Das Konsensver-
fahren sieht ein Vorgehen vor, nach dem 
Anträge trotz eines Vetos angenommen 
werden können, wenn eine nochmalige 
Diskussion erfolgt und eine qualifizierte 
(2/3-)Mehrheit erreicht wird. Da hier-
für bei der MV die Zeit fehlte, wurde 
der eine betroffene Antrag (aus der AG 
Struktur & Zusammenarbeit) von den 
Antragstellerinnen zurückgezogen, die 
Entscheidung über den anderen betroffe-
nen Antrag (aus der AG Gegen Rechts) 
wurde ergebnislos abgebrochen. In bei-
den Fällen legen Meinungsbild, Diskus-
sion und Abstimmungsergebnis nahe, 
dass die Anträge trotz Vetos angenom-
men worden wären, wenn die erforder-
liche Zeit für das vorgesehene Verfah-
ren vorhanden gewesen wäre. Inhalt-
lich betrafen die Anträge die Klärung 
und Verbesserung der verbandsinternen 
Zusammenarbeit bzw. eine Resolution 
zum Thema der Jahrestagung – beides 
aus unserer Sicht drängende Anliegen, 
deren Diskussion und Entscheidung 
durch die MV gerade auch wegen der 
oben skizzierten Innenwirkung wichtig 
wäre. Aus diesen Gründen halten wir es 
für geboten, dass beide Anträge erneut 
und zeitnah im Rahmen einer MV be-
handelt werden und hierfür noch 2026 
eine außerordentliche MV angesetzt 
wird. Diese sollte sich auch mit wei-
teren Anträgen und zentralen Themen 
befassen, die zur MV im Mai 2026 auf 
dem Tisch lagen, aber aus Zeitgründen 
nicht behandelt werden konnten. Insbe-
sondere erscheint es uns wichtig, dass 
über die beiden Anträge zur Erhöhung 
der Mitgliedsbeiträge diskutiert und 
ein Meinungsbild eingeholt wird, da-
mit der Vorstand auf dieser Grundlage 
einen Vorschlag erarbeiten kann, über 
den im Rahmen der ordentlichen MV 
2027 abgestimmt werden kann.

Aus dem Versöhnungsbund

Treffen der europäischen 
Zweige des Internationalen 

Versöhnungsbundes 2026 in Den Haag
Von Benjamin Pütter

Vom 1. bis 3. Mai fand in Den 
Haag das jährliche Treffen der eu-
ropäischen Zweige des Internati-
onalen Versöhnungsbundes (EU-
FOR) statt. 20 VertreterInnen aus 
7 Ländern waren gekommen. In 
einem Hostel (ehemals eine Ju-
gendherberge) lernten wir uns 
kennen, hörten von den Aktivitä-
ten der einzelnen Zweige, spra-
chen über eventuelle gemeinsa-
me Aktivitäten und erfuhren bei 
einer Stadtführung mehr über den 
Friedenspalast und nahmen „Fish 
and Chips“ zu uns am Strand von 
Scheveningen. 

Für den Deutschen Zweig nahmen 
Ute Delor und ich teil, beide Vor-
standsmitglieder. Ebenfalls aus 
Deutschland war Volker Grote-
feld dabei. IFOR (International 
Fellowship of Reconciliation) war 
durch Christian Renoux aus Frank-
reich, den Vizepräsidenten, vertre-
ten. Die Mitglieder aus Schweden 
(https://swefor.org/) erzählten uns, 
dass sie gut 1.000 Mitglieder ha-
ben. Der niederländische Versöh-
nungsbund – Kerk en Vrede (htt-
ps://www.kerkenvrede.nl/) – ist ca. 
400 Mitglieder stark. Der österrei-
chische Versöhnungsbund (https://
www.versoehnungsbund.at/) hat 
ca. 500 Mitglieder, 200 sind es in 
Italien (https://www.peacelink.it/
mir/) und 150 in Frankreich (htt-
ps://mirfrance.org/MIR/). In Eng-
land und Schottland (nicht zur EU 
gehörend) sind es ca. 900 (https://
for.org.uk/). Leider nicht persön-
lich anwesend waren Mitglieder 
aus Wales, der Schweiz, Belgien, 
Norwegen und Ungarn.

Beeindruckt hat mich, dass wir 
uns nicht nur über die Vielzahl 
der Kriege und die exponentiell 
steigenden Rüstungsausgaben be-
schwert und ausgetauscht haben, 
sondern auch Platz dafür war, uns 
gegenseitig mitzuteilen, was uns 
Hoffnung gibt. So tauschten wir 
uns nicht nur über die sehr bekann-
ten Beispiele für gewaltfreie Akti-
onen (wie z. B. Koreakrieg in den 
50er Jahren – Getreidebriefe) und 
das militärfreie Costa Rica aus, 
sondern auch über Åland.

Den Hauptvortrag hielt Ralf Be-
cker von der Gruppe „Sicherheit 
neu denken“ (https://www.sicher-
heitneudenken.de/). Erfreulicher-
weise hat uns Ralf seine Vortrags-
tafeln (Englisch) hinterher elekt-
ronisch zur Verfügung gestellt und 
ich sende diese gerne auf Anfra-
ge zu (benjaminpuetter@hotmail.
com). Ein weiterer Input kam vom 
Altkatholischen Bischof Joris Ver-
cammen (auch dieser Vortrag liegt 
mir vor – in Englisch –, und ich 
versende diesen gerne auf Anfra-
ge). Er sprach darüber, dass uns 
die Bibel zu Frieden verpflichtet, 
da Frieden eine religiöse Verant-
wortlichkeit darstellt und wir da-
her unseren moralischen Kompass 
daran auszurichten haben. Jeder 
Mensch darf leben und wir sind 
aufgerufen, Böses zu bekämp-
fen und Gutes zu tun. Er erinner-
te uns daran, dass zu jeder Zeit 
der Geschichte von einer Bedro-
hung gesprochen werden konn-
te und es darum geht, wie wir da-
mit umgehen. Krieg bringt kei-
nen Frieden hervor, sondern be-
reitet neue Kriege vor. Wir müs-
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sen daher Frieden einüben, vorbe-
reiten, lernen. Krieg ist niemals ge-
rechtfertigt. Gewaltfreiheit ist nicht 
nur ein Nein zur Gewalt, sondern ein 
Ja zum Leben.
Viel Raum nahm auch der Austausch 
über die Situation rund um das The-
ma Kriegsdienstverweigerung in den 
verschiedenen europäischen Län-
dern ein, so z. B. die Erinnerung da-
ran, dass es internationales Recht ist, 
dass der Zivildienst nicht länger als 
der Militärdienst sein darf und dass 
Reservistenzeiten nicht zählen dür-
fen. Auch verbieten internationa-
le Gesetze den Einsatz von Militär 
an Schulen (Kinderrechtskonventi-
on). Da Listen der 16- bis 18-Jähri-
gen an das Militär gegeben werden, 
wurde angeregt, dies aktiv/präven-
tiv zu verweigern.
Von der Organisation INLIA (https://
www.inlia.nl/en) waren der Direktor 
John van Tilborg sowie Frau Aldija-

na aus Bosnien und Frau Lidia, eine 
Kurdin aus Syrien, gekommen und 
berichteten über ihre Flüchtlingshilfs-
arbeit in den Niederlanden.

Von Lucia Hämmerle erfuhren wir: 
Laut einer aktuellen Umfrage unter 
Soldaten in Österreich wären nur 
30% bereit, in einen Krieg zu ziehen.

Im Jahr 2027 wird das nächste EU-
FOR-Treffen wohl entweder in 
Schweden oder in Italien stattfinden 
und wir werden rechtzeitig im News-
letter darüber berichten. Ich persön-
lich würde mich freuen, wenn das 
EUFOR-Treffen 2028 in Deutsch-
land stattfinden könnte. Gibt es je-
manden, der Lust hat, mit vorzube-
reiten?

Noch in diesem Jahr, und zwar vom 
5. bis 12. November, wird in Stras-
bourg das nächste Treffen von IFOR 
(International Fellowship of Recon-
ciliation) stattfinden.

Und zum Schluss vier 
Überlegungen:

1.	Nicht immer neue Dinge finden, 
gegen die wir aufstehen müssen, 
sondern FÜR gute Dinge fechten: 
z. B. Gleichheit, Freiheit, Rechts-
staatlichkeit.

2.	Geld bei ethischen Banken anle-
gen: Don’t bank on bombs.

3.	Filmtipp: „Mr. Nobody against Pu-
tin“, auf Deutsch: https://www.zdf.
de/dokus/ein-nobody-gegen-putin-
movie-100

4.	In Russland ist es derzeit nicht mög-
lich, sich als „FriedensaktivistIn“ 
zu outen, und es haben sich daher 
FriedensaktivistInnen Umwelt-
gruppen angeschlossen, um über-
haupt noch aktiv sein zu können. 
Hier sollten wir versuchen, Kon-
takte zu knüpfen …

Kunstausstellung in Teheran,  
Foto/ Archiv Clemens Ronnefeldt

Aus dem Versöhnungsbund

Die Weltfriedensflamme neben dem Friedenspalast in Den Haag ist von Steinen aus 
196 Ländern umgeben, darunter ein Steinbrocken aus der Berliner Mauer.
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Der Iran-Krieg und seine Auswirkungen
Von Clemens Ronnefeldt

Der aktuelle Krieg gegen Iran hat – 
wie bereits der Sturz von Präsident 
Maduro in Venezuela zu Beginn des 
Jahres 2026 und die damit verbun-
dene US-Kontrolle über die größten 
Erdölreserven der Erde – den wirt-
schaftlichen Niedergang der USA als 
Hintergrund. Im Jahr 2025 lag die US-
Staatsverschuldung bei mehr als 36 
Billionen US-Dollar und überstieg 
damit die Summe aller Waren- und 
Dienstleistungen (BIP) der USA im 
gleichen Zeitraum. Die Zinsen die-
ser Staatsverschuldung überstiegen 
im Jahr 2025 mit rund einer Billi-
on US-Dollar das gesamte gewalti-
ge Militärbudget des Pentagon. Das 
Außenhandelsbilanz-Defizit der USA 
lag 2025 ebenfalls bei mehr als einer 
Billion US-Dollar. 

Die USA sind noch eine wirtschaft-
liche Supermacht, weil der Rest der 
Welt in US-Dollar zahlt. Der globa-
le Handel läuft über das SWIFT-Sys-
tem, von dem sich Russland wegen 
Sanktionen nach 2014 schrittweise 
abgekoppelt hat. Die US-Regierung 

kann Geld drucken, den Schulden-
berg immer weiter vergrößern und 
Kriege führen, weil der Rest der 
Welt bisher dies mitträgt. Staaten, 
die sich zu widersetzen versuchten, 
zahlten einen hohen Preis. Alle Zei-
chen deuten darauf hin, dass diese 
Ausgangslage nicht mehr lange so 
bleiben wird.

Auf dem Weg hin zu einer 
multipolaren Welt

In den BRICS-Staaten – Brasilien, 
Russland, Indien, China, Südafrika, 
inzwischen erweitert um Ägypten, 
Äthiopien, Iran, Saudi-Arabien und 
die Vereinigten Arabischen Emirate 
– leben 45 % der Weltbevölkerung. 
Ihre Summe aller Waren und Dienst-
leistungen (BIP) übersteigt inzwi-
schen das der G7-Staaten. Seit dem 
Jahr 2023 arbeiten die BRICS-Staa-
ten am „Unit“ als eigener Währung. 
Sollte dieser in den nächsten Jahren 
eingeführt werden, wird der US-Dol-
lar als weltweite Währung an Bedeu-
tung verlieren, ebenso das SWIFT-
System, mit dem US-Regierungen 
jahrzehntelang die internationale 
Wirtschaft kontrollieren konnten.

Die Folgen des Israelisch-
US-amerikanischen Angriffs 

auf Iran waren absehbar
Der pensionierte Vier-Sterne-US-
General Anthony Zinni beschrieb 
bereits im Jahre 2009 in seinem Vor-
trag vor der New American Found-
ation in Washington die Folgen ei-
nes Angriffs auf die iranischen Ato-
manlagen durch folgende rhetori-
sche Fragen:
„Nachdem ihr also Bomben auf 
deren Bunkeranlagen abgewor-
fen habt, wie geht es dann weiter? 
Was, wenn sie beschließen, von ih-
ren Bunkeranlagen aus ihre mobilen 

Raketen abzufeuern? Was, wenn sie 
die in Richtung der US-Militärbasen 
auf der anderen Seite des Persischen 
Golfs lenken? Oder damit Israel an-
greifen oder sonst wen? Oder ihre 
Raketen in saudische Ölfelder len-
ken? ... Was, wenn sie alles raushau-
en, was sie haben, ihre Patrouillen-
boote, ihre Raketen, den Persischen 
Golf verminen und Öltanker ver-
senken? Spätestens dann knallen in 
der Weltwirtschaft alle Sicherungen 
durch. (…) Meinen Freunden sage 
ich immer: Wenn euch Afghanistan 
und Irak gefallen haben, werdet ihr 
den Iran lieben“.

Keines der Ziele – Sturz des irani-
schen Regimes, vollständige Zerstö-
rung der iranischen Atomanlagen, 
Kontrolle über angereicherte Uran-
Vorräte im Iran – konnte erreicht 
werden, als Präsident Trump im Mai 
2026 den Krieg für beendet erklär-
te, stattdessen konnte Iran mehr als 
200 US-Militäreinrichtungen in der 
Region angreifen und dort erhebli-
che Zerstörungen anrichten (2). Ge-
trieben von der israelischen Regie-
rung entschloss sich US-Präsident 
Trump, der eigentlich Kriege been-
den statt neue beginnen wollte, die 
israelischen Angriffe auf Iran mit zu 
unterstützen. Die „New York Times“ 
zitierte Anfang Mai 2026 amerika-
nische Geheimdienstmitarbeiter und 
Militärs, nach deren Schätzungen der 
Iran noch immer rund 40 Prozent sei-
ner Kampfdrohnen, mehr als 60 Pro-
zent seiner Raketenwerfer und bis zu 
70 Prozent seiner Raketen aus der 
Vorkriegszeit habe (3).

Die Stiftung Wissenschaft und Poli-
tik in Berlin (SWP) hat unter dem Ti-
tel „Der Iran-Krieg und seine Folgen 
– für den Mittleren Osten, die Groß-
mächte und die Weltwirtschaft“ eine 

Kunstausstellung in Teheran,  
Foto/ Archiv Clemens Ronnefeldt

Politisches
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ganze Reihe ihrer wissenschaftlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus 
unterschiedlicher Perspektive das 
Thema behandeln lassen. Nachfol-
gend daraus einige Ergebnisse (4).

Zum Verhältnis zwischen 
Iran und USA

Trotz Schäden in dreistelliger US-
Dollar-Milliardenhöhe nach zwei 
Monaten Krieg konnte das Regime in 
Teheran bisher sein oberstes Kriegs-
ziel erreichen: den Systemerhalt. Die 
Blockade der Straße von Hormus 
nutzte Teheran als äußerst effektive 
ökonomische Waffe, die vermutlich 
auch zukünftig Bestandteil der irani-
schen Politik bleiben dürfte. Während 
die Regime in Irak 2003 und Liby-
en 2011 unter militärischem westli-
chem Druck kollabierten, konnte Te-
heran seine politische und militäri-
sche Handlungsfähigkeit sogar teil-
weise noch ausbauen. Auch wenn 
der Unmut der iranischen Bevölke-
rung steigt und wegen der iranischen 
Angriffe auf arabische Nachbarstaa-
ten die regionalen Beziehungen be-
schädigt sind: Die Führung in Tehe-
ran scheint entschlossen, den Preis 
weiter zu zahlen.

Der Krieg hat die Position der US-
Regierung im regionalen und globa-
len Gefüge geschwächt und die Gren-
zen der US-amerikanischen Militär-
macht offengelegt. Die US-Kontrolle 
der Rohstoffe in der Region liegt in 
weiter Ferne und die US-Wirtschaft 
zeigte sich trotz eigener Erdölpro-
duktion gegenüber Preissteigerun-
gen auf den globalen Energiemärk-
ten als stark anfällig. 

Zu den arabischen Golfstaaten blei-
ben die Beziehungen zur US-Re-
gierung vermutlich weiterhin ange-
spannt. Saudi-Arabien hat sich nicht 
am Krieg beteiligt, sondern die Nähe 
zu Pakistan gesucht. US-Präsident 
Trump wurde von der Regierung in 
Riad unter Druck gesetzt, seine Po-

litik bezüglich der Straße von Hor-
mus nach nur einem Tag zu ändern.

Wenn der Konflikt – oder gar Krieg 
– noch länger andauert, bleiben mi-
litärische und politische Ressourcen 
zulasten des Wettbewerbs mit China 
gebunden. Allein in der ersten Kriegs-
woche soll Washington mehr als 800 
Patriot-Raketen abgefeuert haben – 
mehr als eine gesamte Jahresproduk-
tion von 650 bis 700 Stück (5). Der 
Einsatz dieser teuren Patriot-Rake-
ten erfolgte u. a. gegen relativ billi-
ge iranische Drohnen. 

Zur Rolle Libanons
Die libanesische Regierung versucht 
zugleich, sich aus der Umklamme-
rung Irans zu befreien, die Hisbollah 
zu entwaffnen, ihre Kämpfer in die 
regulären libanesischen Streitkräfte 
zu integrieren und eine dauerhafte 
israelische Militärpräsenz im Süd-
libanon zu verhindern.

„Der von US-Präsident Trump in 
der Nacht vom 16. auf den 17. Ap-
ril 2026 auferlegte Waffenstillstand 
sowie erste direkte Gespräche zwi-
schen Israel und Libanon seit Jahr-
zehnten bieten die Chance auf einen 
langfristigen Waffenstillstand, die 
Regelung offener Fragen im bilate-
ralen Verhältnis und eine mögliche 
Normalisierung der Beziehungen“, 
schreibt Muriel Asseburg im SWP-
Dossier und ergänzt: „Eine verhan-
delte Entwaffnung dürfte nur gelin-
gen, wenn Israel sich aus dem Liba-
non zurückzieht und die aus dem Sü-
den vertriebene, überwiegend schi-
itische Bevölkerung überzeugende 
Zusagen für Rückkehr, Schutz und 
Wiederaufbau erhält. Eine andauern-
de israelische Militärpräsenz im Sü-
den, die Zerstörung von Dörfern und 
andauernde Vertreibungen dürften 
hingegen nicht nur Verhandlungen 
erschweren, sondern auch den Nähr-
boden für ein Wiedererstarken der 
Hisbollah bieten.“

Zur Rolle Russlands

Russland rettete noch 2015 durch sei-
ne militärische Intervention in Syrien 
seinem Verbündeten Baschar al-As-
sad für einige Jahre die Macht – bis 
zu seinem von der Türkei mitbetrie-
benen Sturz. 2024 bot Moskau dem 
syrischen Diktator Asyl an. Den An-
griffen auf Iran im Jahr 2026 konnte 
Moskau, das in der Ukraine mit sei-
nen militärischen Fähigkeiten ge-
bunden ist, nichts entgegensetzen. 

„Die Trump-Administration agiert 
ohne jede Rücksicht auf russische 
Interessen in der Region: Amerika-
nische und israelische Bomben ha-
ben russische Objekte in Iran be-
schädigt. Der Krieg gefährdet wich-
tige russisch-iranische Infrastruktur-
projekte und belastet Russlands Be-
ziehungen zu den Golfstaaten. Mos-
kaus vorsichtige Vermittlungsange-
bote wurden von allen Seiten igno-
riert. Das schadet Russlands interna-
tionalem Ansehen und widerspricht 
dem Selbstbild des russischen Re-
gimes als Großmacht in einer mul-
tipolaren Welt“, schreibt Sabine Fi-
scher im SWP-Dossier – und gibt an-
dererseits auch zu bedenken: „Mos-
kau profitiert von gestiegenen Ölprei-
sen, gelockerten amerikanischen Öl-
sanktionen und der Verschwendung 

Wandmalerei im Zentrum von Teheran,  
Foto/ Archiv Clemens Ronnefeldt

Politisches
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Politisches

von Flugabwehrraketen, die für die 
Ukraine überlebenswichtig sind“. 

Zur Rolle Chinas
Gegenüber der US-Politik unter Prä-
sident Trump erscheint international 
in weiten Teilen der Welt die Politik 
Pekings als rational und verlässlich. 
Angesichts der großen Zurückhaltung 
Chinas im Iran-Krieg und dem Ver-
zicht auf eigene Vermittlungsbemü-
hungen stellt das SWP-Dossier fest: 
„Die Volksrepublik spielt damit bis-
lang nicht die Rolle, die einer Welt-
macht in der Region zugeschrieben 
würde, und riskiert so an Profil zu 
verlieren“. Und das, obwohl Iran ein 
wichtiger Energielieferant für China 
ist und vermutlich auch bleibt.

Ausblick
Der gesamten Krisenregion Westasi-
en könnte die Umsetzung der Rede 
von US-Präsident Obama in Kairo im 
Juni 2009 aus der derzeitigen Eska-
lation verhelfen: „Wir kommen zu-
sammen in einer Zeit großer Span-
nung zwischen den Vereinigten Staa-
ten und Muslimen auf der ganzen 
Welt – einer Spannung mit Wurzeln 
in historischen Kräften (...). In jün-
gerer Zeit wurde die Spannung von 
einem Kolonialismus genährt, der 
vielen Muslimen Rechte und Chan-
cen verwehrte, und von einem Kal-
ten Krieg, in dem zu oft überwiegend 
muslimische Staaten ohne Rücksicht 
auf ihre eigenen Ziele wie Stellver-
treter behandelt wurden. Es gibt kei-
nen Zweifel: Die Lage des palästi-
nensischen Volks ist untragbar. Ame-
rika wird dem legitimen Streben der 
Palästinenser nach Würde, Chancen 
und einem eigenen Staat nicht den 
Rücken kehren“ (6).
Nach Ende der aktuellen Kampf-
handlungen könnte eine Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit 
die Region Westasien in eine besse-
re Zukunft führen. Nachdem Bun-
despräsident Steinmeier sowie der 

Wissenschaftliche Dienst des deut-
schen Bundestages den israelisch-us-
amerikanischen Angriffskrieg gegen 
Iran als völkerrechtswidrig bezeich-
net haben, ist die Entscheidung der 
Bundesregierung überfällig, ebenso 
wie die beiden NATO-Staaten Spa-
nien und Italien der US-Regierung 
Überflugrechte sowie die Nutzung 
der US-Militärbasen in Deutschland 
zu untersagen.
(1) Zitiert nach: Michael Lüders, Iran. 

Der falsche Krieg. Wie der Wes-
ten seine Zukunft verspielt. Beck-
Verlag, 2012.

(2) https://www.washingtonpost.com/
investigations/2026/05/06/iran-us-
bases-satellite-images/ : „Der Iran 
hat weit mehr US-Militäranlagen 
getroffen als berichtet, wie Satel-
litenbilder zeigen“.

 (3) Siehe: https://www.morgenpost.
de/politik/article411796472/irans-
waffenarsenal-was-die-mullahs-
in-unterirdischen-raketenstaedten-
bunkern.html?utm_source=firefox-
newtab-de-de

(4) https://www.swp-berlin.org/
publikation/der-iran-krieg-und-
seine-folgen-fuer-den-mittle-
ren-osten-die-grossmaechte-
und-die-weltwirtschaft?mtm_
source=newsletter&mtm_
medium=email&mtm_
campaign=SWP-Newsletter,%20
06.05.2026&mtm_kwd=Weiter

(5) https://www.n-tv.de/politik/
Wir-haben-ein-zweites-ukraini-
sches-Wunder-erlebt-id30784073.
html?utm_source=firefox-newtab-
de-de

(6) https://www.nahostfrieden.ch/pdf/
Text deutsch Redeo Praesident Ob-
ama Kairo_09-06-04.pdf

Verdachtsanzeige 
gegen Bundes-

regierung 
beim General-
bundesanwalt

Mitglieder des Versöhnungs-
bundes unterstützen eine Ver-
dachtsanzeige gegen die Bun-
desregierung, die Martin Singe, 
DFG-VK-Mitglied aus Bonn, 
am 30. März 2026 bei der Ge-
neralbundesanwaltschaft einge-
reicht hat. Der Verdacht bezieht 
sich auf Beihilfehandlungen zum 
Angriffskrieg der USA und Is-
raels gegen den Iran. Die Bun-
desregierung erlaube für diesen 
völkerrechtswidrigen Krieg u. 
a. die Nutzung der US-Airbase 
Ramstein und gewähre den USA 
Überflugrechte. Beides könnte 
die Bundesregierung – wie Spa-
nien es getan hat – untersagen. 
Es lägen Verstöße gegen die Völ-
kerrechtsbindung des Grundge-
setzes und das Verbot eines An-
griffskrieges vor. Mit der Anzei-
ge verbunden ist der Antrag auf 
Einleitung eines Ermittlungsver-
fahrens wegen des Verdachts der 
Beihilfe zu einem völkerrechts-
widrigen Angriffskrieg.

Image by Gerd Altmann 
from Pixabay
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Gewaltfrei aktiv

Ostermarsch am Atomwaffenlager Büchel
Von Matthias-W. Engelke

„Ich dachte, heute Nacht wär´s so weit!“, sagte mir heu-
te ein älterer Herr auf dem Marktplatz von Köln-Ro-
denkirchen, als ich Flyer für den „FriedensWeg 2026 – 
Atomwaffen weg!“ verteilte. Gemeint war das Ultima-
tum von Präsident Trump an den Iran, die Straße von 
Hormuz freizugeben.

Diese Äußerung kennzeichnet ziemlich treffend die 
Stimmung des Ostermarsches am Atomwaffenlager 
Büchel. Mehr als sonst kamen aus Koblenz, Bad Neu-
enahr, Mainz, Bonn und Köln und der näheren Umge-
bung von Büchel zum diesjährigen Ostermarsch, so vie-
le wie zuletzt nach der Dreifach-Katastrophe von Fuku-
shima. Eingeladen hatte der Initiativkreis gegen Atom-
waffen/Regionalgruppe Cochem-Zell des Internationa-
len Versöhnungsbundes. Im Gewerbegebiet Büchel hielt 

Beate Engelke, Köln, Initiativkreis/Versöhnungsbund, 
eine kurze Auftaktrede. Sie nahm den Slogan der Bun-
deswehr „Wir sind da, damit ihr gegen uns sein könnt!“ 
auf und betonte: „Wir setzen uns ein für die Menschheit 
und nicht für ein ‚Wir‘ und ‚Ihr‘!“ Joachim Willmann, 
Wittlich, Initiativkreis/pax Christi, betonte die Osterbot-
schaft: Die Liebe Jesu ist stärker als der Tod. Grund ge-
nug, sich dafür einzusetzen, dass Deutschland und die 
Welt atomwaffenfrei werden.
Ein langer Zug ging am Atomwaffenlager entlang zum 
Haupttor. Dort versammelten sich fast 500 Menschen 
und wurden von politischen Liedern von Okko Herlyn, 
Duisburg, begrüßt. Unter der Moderation von Hildegard 
Slabik-Münter, Initiativkreis/Friedensgruppe Daun, hielt 
Andreas Zumach, Berlin, eine ausgezeichnete Rede zum 

Thema Europa und Atomwaffen. Dabei entzau-
berte er auch die Behauptung, die Atomwaffen 
hätten Europa während des Kalten Krieges den 
Frieden gesichert: „Wo gibt es einen handfesten 
Beweis, dass die Sowjetunion und die Vereinig-
ten Staaten von Amerika gewillt waren, ihre in 
Jalta vereinbarten Einflusszonen auszudehnen?“ 
Auch Trumps Gerede vom Ende der Nato hält ei-
ner nüchternen Betrachtung nicht stand, schließ-
lich ist die Nato das Hauptinstrument für den 
Einfluss der USA in Europa. Und: Frankreich 
wird, egal unter welchem Präsidenten, Deutsch-
land niemals eine Mitverfügung über Atomwaf-
fen zugestehen, selbst wenn französische Atom-
waffen statt US-amerikanische in Büchel stati-
oniert werden sollten. Es war politische Aufklä-
rung der allerbesten Art. Im Anschluss spiegel-
te ein Beitrag von Greenpeace-Köln mit Ste-
phan Räder und Mareike Hadeler mit dem von 
ihr gedichteten und komponierten Lied „Nukle-
ares Eis“ die menschliche Seite der Betroffenheit 
wider. Die Polizei wirkte erneut entspannt und 
kooperativ. Die Militärpolizei ehrte uns mit ih-
rer Anwesenheit vor dem Bundeswehrzaun. Ein 
Soldat hinter dem Zaun meinte: „Wir brauchen 
den Krieg nicht. Wir brauchen auch die Atom-
waffen nicht“, aber wollte nicht, dass dies von 
der Bühne gesagt wird.
Im Übrigen bin ich der Meinung, Atomwaffen 
sind zu ächten und Deutschland hat dem Atom-
waffenverbotsvertrag beizutreten!

Eindrücke vom Ostermarsch in München
Die VB-Mitglieder Ernst Hörmann, 

Clemens Ronnefeldt und Kevin Kaisig

Kevin Kaisig, ab 1.9.2026 Nachfolger von 
Clemens Ronnefeldt als VB-Referent für 

Friedensfragen, im Interview mit RTL/n-tv.
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Gibt es Alternativen zu Militär und Krieg?
Die Fünf-Finger-Regel für erfolgreiche Verteidigung – ohne Waffen 

Ja, es gibt Alternativen zu militärischen Mitteln. Die 
Statistik belegt: Gewaltfrei-aktive Methoden sind im 
Durchschnitt erfolgreicher, die Schäden sind geringer. 
Der Übergang zu Demokratie und Menschenrechten 
gelingt leichter.
Zwar erfordern auch gewaltfrei-aktive Methoden Risi-
kobereitschaft. Und es gibt Rückschläge. Aber am Ende 
sind die menschlichen und materiellen Kosten niedri-
ger, der Nutzen ist höher. 

Militärische Methoden haben 
höhere „Kosten“ zur Folge: 
Tote, Verletzte, Vertriebe-
ne, Zerstörungen, Um-
weltschäden, Geld und 
verlorene Lebenszeit. 
Außerdem dreht sich 
die Spirale der Gewalt und Gegengewalt weiter. Gewalt-
frei-aktive Methoden sind vernünftiger, weil der Nutzen 
im Vergleich zu den „Kosten“ höher ist.  

Die Fünf-Finger-Regel für erfolgreiche Verteidigung – ohne Waffen

1. Daumen: Ein Symbol finden, ein Mot-
to entwickeln, einfache Gesten, Songs, 

Cartoons.

2. Zeigefinger: Fakten recher-
chieren und dokumen-
tieren. Medien und 
Öffentlichkeit in-

formieren, natio-
nal und international. 

Einflussreiche Personen im 
In- und Ausland kontaktieren. 

3. Mittelfinger: Nicht mit dem Geg-
ner zusammenarbeiten. Dem Geg-
ner keine Informationen geben. Alle 
Schilder vertauschen – an Straßen, 
Gebäuden und Räumen. Außerdem möglich: Streik, 
Bummelstreik, Demonstrationen und Blockaden. Wenn 
jemand zur Kooperation gezwungen wird: fehlerhaft 
und langsam arbeiten. Eigene Strukturen aufbauen, 
z. B. in der Produktion und in der Bildung. Den Op-
fern und Flüchtlingen helfen. Gegen Luftangriffe hat 
sich die Methode „Offene Stadt“ bewährt. Man täuscht 
eine Kapitulation vor, wendet dann aber alle aktiv-ge-
waltfreien Methoden an.

4. Ringfinger: Verbündete finden, über die eigenen Par-
tei- und Religionsgrenzen hinaus. Vor allem einfluss-
reiche Personen und Gruppen. Je einfacher und kla-
rer das Ziel, desto mehr Verbündete findet man. Falls 
Gespräche mit einzelnen Vertreter*innen der Besat-
zungsmacht möglich sind: Versuchen, diese auf die 
eigene Seite zu ziehen. 

5. Kleiner Finger: Die Meinung und Interessen der 
„kleinen“ (marginalisierten) Menschen beachten. Kei-
ne autoritären Strukturen aufbauen. Auf basisdemo-
kratische Strukturen setzen. 

Gewaltfrei aktiv

Zum Schluss die ganze Hand: Stopp! Nicht Gleiches 
mit Gleichem vergelten. Wenn Mitstreiter*innen zu Ge-
walt aufrufen, daran erinnern, dass gewaltfrei-aktive 
Methoden sinnvoller und erfolgreicher sind.

Rainer Schmid
Literatur: Erica Chenoweth, Warum ziviler Widerstand 
funktioniert, Why Civil Resistance Works | Pax Chris-
ti, Erfolge der Gewaltfreiheit | beautifultrouble.org | 
soziale-verteidigung.de | versoehnungsbund.de | kur-
vewustrow.org | Film: Zur Hölle mit dem Teufel | Me-
thode „Offene Stadt“, siehe Wikipedia | Kontakt: Rai-
ner.Schmid@ELKW.de | Stand März 2026
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Das Youth and Community Project in Anaka im Jahr 2025
Von Therese und Kidega, gemeinsam mit Charles, Bosco und Patrick, 

stellvertretend für alle, die Teil dieses Projekts sind

Das Youth and Community Project 
(YCP) in Anaka, Norduganda, ging 
aus dem Vorgängerprojekt „Peace 
and Development Foundation Afri-
ca“ hervor, das ursprünglich ehema-
lige Kindersoldaten bei der Reinteg-
ration unterstützte. Im Lauf der Zeit 
verschob sich die Zielgruppe hin zu 
Jugendlichen aus armen Familien, 
Kriegswaisen und Gefährdeten; den 
inhaltlichen Schwerpunkt bildete zu-
nehmend die Ausbildung in der öko-
logischen Landwirtschaft. Zugleich 
wurde die lokale Bevölkerung stär-
ker eingebunden. Das Projekt wird 
seit 2009 und auch weiterhin durch 
den Versöhnungsbund unterstützt.

Dieser Bericht ist dem Andenken an 
Uli Sonn gewidmet – Gründer, Men-
tor und Freund –, dessen Vision und 
Engagement unsere Arbeit in Anaka 
weiter begleiten wird. 

Zu Beginn des Jahres konnten wir 
auf dem Projektgelände erfolgreich 
einen überdachten Unterstand errich-
ten. Dieser bietet den Jugendlichen 
nun einen geschützten Raum zum 
Ausruhen, Treffen, Trainieren und 
für gemeinsame Aktivitäten – auch 
während der Regenzeit. Der Unter-
stand hat sich schnell zu einem zent-
ralen Treffpunkt für Trainings, Übun-
gen und informellen Austausch ent-
wickelt. Parallel dazu wurden die re-
gelmäßigen Instandhaltungsarbeiten 
auf dem Gelände fortgesetzt. Dazu 

gehörte die klare Abgrenzung der 
Grundstücksgrenzen sowie die Pfle-
ge der bestehenden Pflanzen, Bäume 
und der grundlegenden Infrastruk-
tur. Auch der Bereich der Kleintier-
haltung entwickelte sich stabil wei-
ter: Die Schweine und Ziegen blie-
ben gesund und brachten weiterhin 
Nachwuchs zur Welt, was zu Einkom-
mensmöglichkeiten beiträgt. 

 Aufbau einer nachhaltigen 
Kaffeeinitiative

Mitte 2025 erfuhren wir von einer 
staatlichen Initiative zur Förderung 
des Kaffeeanbaus in Norduganda. Ak-
tuelle Studien zeigen, dass die sich 

verändernden klimatischen Bedin-
gungen in dieser Region zunehmend 
günstig für den Anbau von Robusta-
Kaffee sind. Ein nationaler Zeitungs-
artikel sowie der anschließende Kon-
takt mit der Uganda Coffee Federati-
on halfen uns, die Chancen und An-
forderungen dieser Initiative besser 
zu verstehen. Der Antragsprozess 
zur Beschaffung von Kaffeesetzlin-

gen erwies sich als langwierig und 
wenig transparent – eine Herausfor-
derung, die in Uganda leider häufig 
anzutreffen ist. Obwohl wir den offi-
ziellen Weg konsequent verfolgt ha-
ben, war es letztlich der direkte per-
sönliche Austausch mit dem Ministe-
rium für Landwirtschaft und Fische-
rei, der den Durchbruch ermöglichte. 
In der Folge konnten wir 1.100 Ro-
busta-Kaffeesetzlinge aus einer of-
fiziell anerkannten Baumschule und 
ohne Kosten erhalten. Aufgrund der 
Verzögerungen hatte jedoch bereits 
die Trockenzeit begonnen, sodass 
eine sofortige Pflanzung auf dem 
Projektgelände nicht möglich war. 
Um Verluste zu vermeiden, kümmern 
sich Kidega und ich derzeit bei uns 
zu Hause um alle 1.100 Setzlinge und 
stellen sicher, dass sie gesund blei-
ben, bis die nächste geeignete Pflanz-
periode beginnt. Parallel dazu wur-
de das Projektland vorbereitet und 
– wie empfohlen – Bananenstauden 
gepflanzt, um den zukünftigen Kaf-
feepflanzen ausreichend Schatten zu 
bieten. Bananen sind widerstandsfä-
higer gegenüber intensiven Trocken-
perioden und konnten bereits erfolg-
reich etabliert werden. 
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Sport und Events im Jahresverlauf
Sport blieb auch 2025 eine tragende Säule un-
serer Jugendarbeit. Im Laufe des Jahres konn-
ten wir jeweils ein Sportevent pro Quartal or-
ganisieren, bei denen Jugendliche aus Ana-
ka, Gulu und Lira zusammenkamen. Diese 
Wettbewerbe boten weit mehr als körperli-
che Aktivität. Für viele Teilnehmende stell-
ten sie eine seltene Gelegenheit dar, zu rei-
sen, andere Regionen des Landes kennenzu-
lernen und sich mit Gleichaltrigen außerhalb 
ihres direkten Umfelds auszutauschen – Er-
fahrungen, die für viele unserer Begünstigten 
aufgrund fehlender Transportmöglichkeiten, 
finanzieller Einschränkungen und begrenzter 
Chancen sonst kaum zugänglich sind. 
Alle Veranstaltungen wurden von Musik, ge-
meinschaftlichem Essen und einer lebendigen 
Atmosphäre begleitet und schufen Momente 
von Freude, Stolz und Zusammenhalt. Zwar 
wurde ein gesunder sportlicher Ehrgeiz geför-
dert, doch Kidega legte stets großen Wert auf 
Fairplay, Teamgeist und gegenseitigen Res-
pekt, sodass der gemeinsame Spaß und das 
Miteinander immer im Vordergrund standen. 
Die Aktivitäten in Anaka im Jahr 2025 zeigen, 
wie kleine, gezielt eingesetzte Maßnahmen 
– sichere Räume, Landwirtschaft und Sport 
– eine spürbare Wirkung entfalten können. 
Mit fortgesetzter Unterstützung werden die 
Kaffeeinitiative, die Jugendbeteiligung und 
die Maßnahmen zur Gemeindeentwicklung 
die Lebensgrundlagen und Chancen in den 
kommenden Jahren weiter stärken. 

Ein Moment des Verlustes zum Jahresende
Das Jahr schloss mit einem Verlust, der das Projekt und alle Be-
teiligten tief berührt hat. Unser geschätzter Gründer, Freund und 
Mentor Uli Sonn ist verstorben. Mit seinem Tod haben wir ein 
außergewöhnliches Vorbild verloren: einen Menschen, der fest 
daran glaubte, dass die Welt Schritt für Schritt besser gemacht 
werden kann und dass jede und jeder Einzelne dabei eine Rolle 
spielt. Wir haben eine Persönlichkeit von großem sozialem En-
gagement, Humor und aufrichtiger Menschlichkeit verloren. Ulis 
Werte und sein Vertrauen in Anaka werden uns 2026 und darüber 
hinaus weiterhin begleiten.
Kwe i kuc, Uli.
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Seelsorge bleibt zivil! Nein zur 
Militarisierung kirchlicher und 

diakonischer Dienste! – Eine Petition

Von Rainer Schmid

Der Hintergrund: Seit 2023 entwi-
ckelt das „Territoriale Führungskom-
mando der Bundeswehr“ den „Ope-
rationsplan Deutschland“ (OPLAN). 
Das Ziel: Im Kriegs- und Krisenfall 
sollen zivile Behörden (Landkrei-
se, Kommunen) und Organisationen 
(THW, DRK und andere) die Bundes-
wehr unterstützen. Der OPLAN wird 
kontinuierlich weiterentwickelt und 
angepasst, ist „Verschlusssache“ und 
nur in Grundzügen bekannt. Ergän-
zend zum staatlichen OPLAN wurde 
dann unter Federführung der Militär-
seelsorge der „Geistliche OPLAN“ 
entwickelt, wobei dies nur der Ar-
beitstitel war. Offiziell heißt das Pa-
pier „Ökumenisches Rahmenkonzept 
Seelsorge und Akutintervention im 
Spannungs-, Bündnis- und Verteidi-
gungsfall“; im folgenden „Rahmen-
plan“ genannt. Im Unterschied zum 
OPLAN ist dieser Plan öffentlich. 
Er wurde zuerst von einem Versöh-
nungsbund-Mitglied veröffentlicht, 
das heißt geleakt. Danach wurde er 
auch von den beiden großen Kirchen 
ins Internet gestellt. 

Im Rahmenplan geht es auf 26 Sei-
ten um konkrete Fra-
gen: Wie bewältigen 
wir, die kirchlichen 
Mitarbeitenden, die 

hohe Zahl von Gefallenen und Trau-
erfeiern? Wer überbringt die vie-
len Todesnachrichten? Wer betreut 
die Hinterbliebenen seelsorgerlich? 
Im Rahmenplan wird erklärt, dass 
Vertreter*innen der jeweiligen Hei-
matkirchen für die Seelsorge an den 
Kriegsgefangenen zuständig sind, 
während die deutschen Kirchen für 
die seelsorgerliche Betreuung der 
Aufseher*innen zuständig sind. Vor 
allem aber wird im Rahmenplan be-
tont, dass wir, die Mitarbeitenden 
der großen Kirchen und diakoni-
schen Einrichtungen, im Kriegsfall 
eng mit den Behörden zusammenar-
beiten sollen. Die Aufgabe der Seel-
sorge in Kriegszeiten sei es, die Be-
völkerung „emotional und seelisch 
zu stabilisieren, Halt und Orientie-
rung“ zu vermitteln. Entscheidungen 
der kirchlichen Stäbe sollen „Ruhe, 
Ordnung“ und „Handlungsfähigkeit“ 
gewährleisten. Krisenstäbe entschei-
den oben, was unten ausgeführt wer-
den soll. Nicht erwähnt wird, dass wir 
im Kriegsfall eventuell die Aufga-
be haben, den staatlichen Stellen zu 
widersprechen; nicht erwähnt wird 
unsere Aufgabe, zur Völkerverstän-
digung aufzurufen und Deserteuren 
beizustehen. Unsere Aufgabe kann 
es sein, die „Kriegsmaschine“ zu be-
hindern. Der Rahmenplan trägt deut-
lich die Handschrift der Militärseel-
sorge. Auf evangelischer Seite passt 

der Rahmenplan zur neuen EKD-
Friedensdenkschrift. Mit beiden Do-
kumenten unterstützen die Kirchen 
den Aufrüstungskurs der Regierung.

Der erste Protest gegen den Rahmen-
plan, der erste Aufschrei, kam im Ok-
tober 2025 von Prof. Gottfried Orth, 
der im Ökumenischen Institut für 
Friedenstheologie – also im Umfeld 
des Versöhnungsbundes – mitarbeitet, 
und von Christoph Fleischmann, der 
für PUBLIK FORUM einen Artikel 
schrieb: „Kirchen wollen kriegstüch-
tig werden“. Gottfried Orth schlug 
vor, ein Protestpapier zu entwickeln, 
ähnlich jenem Protestpapier, das frie-
densbewegte Ärzt*innen gegen die 
Militarisierung des Gesundheitswe-
sens entwickelt hatten. Das kirchli-
che Protestpapier wurde dann unter 
Führung von Wolfgang Kramer (Pax 
Christi) entwickelt. Mehrere Mitglie-
der der „Initiative Christlicher Frie-
densruf“ und des Versöhnungsbun-
des waren beteiligt. Heraus kam am 
Ende eine Petition, das heißt ein of-
fener Brief, an die kirchenleitenden 
Gremien und Personen der evange-
lischen Landeskirchen und der ka-
tholischen Diözesen. Wer die Peti-
tion unterschreibt, verpflichtet sich, 
nicht an Kriegsvorbereitungen der 
Kirchen teilzunehmen. Für kirchli-
che Mitarbeitende bedeutet dies un-
ter anderem, an keinen entsprechen-
den Fortbildungen teilzunehmen.  

Alle ehren- und hauptamtlichen Mit-
arbeitenden (im weitesten Sinne) der 
großen Kirchen sind eingeladen, die 
Petition im Internet aufzurufen und 
zu unterzeichnen. Wir sammeln die 
Unterschriften nicht postalisch, son-
dern über das Internet, und zwar bis 
zum 4. November 2026. Geplant ist, 
die Petition samt den Unterschrif-
ten dann an kirchenleitende Gremi-
en und Personen zu senden. Der Ti-
tel der Petition: „Seelsorge bleibt zi-
vil! NEIN zur Militarisierung kirch-
licher und diakonischer Dienste!“
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Aufruf zur Unterstützung von 
Trauma-Seminaren in der Ukraine

Von Clemens Ronnefeldt

Im Jahre 2003 kam Anna Turkulo-
va aus der Ukraine nach Deutsch-
land und arbeitete zunächst als Kin-
derbetreuerin im Hause unseres heu-
tigen Versöhnungsbund-Präsiden-
ten Ullrich Hahn. Sie entschloss 
sich, danach noch ein weiteres Jahr 
in Deutschland sich für den Versöh-
nungsbund als Freiwillige zu enga-
gieren. In dieser Zeit entstand auch 
ein enger Kontakt zum Untermühl-
bachhof im Schwarzwald, Treff-
punkt der Versöhnungsbund-Grup-
pe Schwarzwald, wo Annas dama-
liger Freund Andrij und heutiger 
Mann parallel bei Arbeiten auf dem 
Biobauernhof mithalf.

Anke und Hans-Hartwig Lützow vom 
Untermühlbachhof halten nun seit 
knapp zwei Jahrzehnten den Kon-
takt zu Anna, ihrem Mann und ih-
ren inzwischen drei Söhnen, die im-
mer wieder Urlaub im Schwarzwald 
machten – während Anke und Hans-
Hartwig umgekehrt regelmäßig in die 

Ukraine reisten. Kurz nach 
Beginn des Ukraine-Krieges 
am 24. Februar 2022 holte 
Hans-Hartwig Lützow Anna 
und ihre drei Kinder in Po-
len ab, wohin sie vor den 
Bomben in ihrem Land ge-
flohen waren, und brachte 
sie auf den Untermühlbach-
hof in Sicherheit, während 
ihr Mann Andrij zunächst im 
gemeinsamen Haus im Dorf 
Kovalivka in der Westukra-
ine blieb, bevor er seine Fa-
milie im Schwarzwald be-
suchen konnte.
Anna Turkulova arbeitet seit vielen 
Jahren als Deutschlehrerin in der 
Ukraine und möchte nach dem Ende 
des Krieges in Räumen ihrer Schu-
le Trauma-Seminare mit ausgebilde-
ten Traumatherapeutinnen und -the-
rapeuten anbieten. Mit diesen Ange-
boten soll Menschen, die das Kriegs-
Erleben schlecht bis gar nicht verar-

beiten und integrieren können, die 
Möglichkeit gegeben werden, see-
lisch zu gesunden.

In Begegnungen auf dem Untermühl-
bachhof und auch bei unserer Jahres-
tagung 2022 in Arendsee zum The-
ma „Revolution für das Leben“, bei 
der ich zusammen mit Anna Turku-
lova und Hans-Hartwig Lützow eine 
Arbeitsgruppe zum Thema „Ukrai-
ne-Krieg“ angeboten hatte, sprachen 
wir über das Thema „Traumasemi-
nare in der Ukraine“, und ich sag-
te ihr meine Unterstützung bei der 
Suche nach Finanzquellen zu, u. a. 
auch über diesen Aufruf in unserem 
Rundbrief.

Wer die Angebote von Trauma-Semi-
naren in der Ukraine an Annas Schu-
le unterstützen möchte, kann dies z. 
B. durch Vermittlung zu Stiftungen 
tun – oder auch durch steuerlich ab-
zugsfähige Spenden auf das Konto 
des Versöhnungsbundes (Kontover-
bindung: S. 2, Stichwort: Trauma-Se-
minare in der Ukraine). Weitere In-
formationen schriftlich per e-mail bei 
Anna Turkulova: ganna_t@ukr.net

Anna Turkulova und Clemens Ronnefeldt

Lessja und Rostysslav Pelechatsch (Psycho-
therapeutin, Psychotherapeut)
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Was Mitglieder erzählen

Theo Sprenger

Der Umzug aus einer 
kleinen Gemeinde am 
Rand des Sauerlan-
des nach Köln war für 
mich ein kleiner Kul-
turschock. 1976 kam 
ich dort nach Abitur 
und Tischlerausbil-
dung in das studenti-
sche Milieu der Groß-
stadt inklusive Wohn-
gemeinschaft. Ich hat-
te beim Bundesamt 
für den Zivildienst 
tatsächlich eine Zivi-
Stelle bekommen. 
In Köln erfuhr ich von 

einer kleinen Gruppe des Versöhnungsbundes, die an ei-
ner „Informationsstelle Friedensarbeit“ 
in der Nähe des Barbarossa-Platzes be-
teiligt war. An zwei Namen erinnere ich 
mich noch lebhaft: Herbert Froehlich 
und Josef Geue. 1978 brachte die 
Autorengruppe dieser In-
formationsstelle ein 
wirklich wegwei-
sendes Buch heraus 
mit dem Titel „Lei-
den und Kämpfen. 
Entscheidungs-
hilfen zur Frie-
densarbeit“. 
Mich über-
zeugte die 
klare Hal-

Eva-M. Willkomm gratuliert älteren VB-Mitgliedern zu runden Ge-
burtstagen und fragt bei der Gelegenheit, ob sie berichten mögen, wie 
sie zum VB gekommen sind, was sie da erlebt haben und was sie an 
dem Verband so schätzen oder kritisieren.

tung des Versöhnungsbundes und seiner Mitglieder. Des-
wegen trat ich dem VB bei. 

Der Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) 
ermöglichte die Herausgabe des Buches, auch wegen der 
Diskussionen über die Wehrpflicht innerhalb der katho-
lischen Jugendverbände. Die spirituellen und praxisna-
hen Anregungen für die Jugendarbeit habe ich auch spä-
ter immer wieder nachgelesen. In einem Arbeitskreis der 
Deutschen Pfadfinderschaft Sankt Georg entwickelten 
wir die Idee zu einem Dialog-Wochenende mit Kriegs-
dienstverweigerern und wehrpflichtigen Soldaten unter 
der Überschrift „Sankt-Martins-Treffen“. Das Treffen 
fand tatsächlich statt und trug zu gegenseitigem Ver-
ständnis bei für die je andere Gewissensentscheidung. 

Beim Friedenscamp des BDKJ während des Katholiken-
tages 1982 in Düsseldorf konnte ich das Leitungsteam 
davon überzeugen, dass wir uns bei allen Aktionen (ge-
gen den NATO-Doppelbeschluss) zu Gewaltlosigkeit 
verpflichten. Daran haben sich tatsächlich alle der 1000 

Teilnehmenden gehalten. 

Nach meiner Rückkehr ins Sauerland 
als Berufsschullehrer beschränkte 

sich meine Mitgliedschaft im VB 
auf den Jahresbeitrag und das 

Interesse an der Mitglieder-
zeitschrift. Ich bin froh, 

dass es immer noch 
Menschen gibt, 

die bereit 
sind zum 
„Lei-
den und 
Kämp-

fen“.
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Termine

20.–26.07.2026, Büchel, Widerstand gegen Atomwaf-
fen, Bunte Woche
Gewaltfreie Aktion Atomwaffen Abschaffen
Es sind Workshops, Mahnwachen, kreative Protestak-
tionen, Diskussionsrunden und Freizeitaktivitäten ge-
plant. Unterbringung im Tagungshaus mit Selbstver-
sorgung. Fragen und Anmeldungen an Marion Küpker: 
mariongaaa@gmx.de

31.7.–08.08.2026, Nördlingen–Stuttgart–Ulm, Frie-
densfahrradtour 2026
DFG-VK Bayern & Baden-Württemberg
Sechs Tagestouren, etwa 300 km. Das Mitfahren ist auch 
auf Teilstrecken möglich. Unterwegs soll für Kriegs-
dienstverweigerung, zivile Konfliktbearbeitung, Abrüs-
tung und Soziale Verteidigung geworben werden. Dazu 
werden u. a. Rüstungsbetriebe, Militärstandorte und öf-
fentliche Plätze angefahren.
https://dfg-vk-bayern.de/friedensfahrradtour/

05.09.2026, 11:00 bis 16:00 Uhr, Kassel, Anthropo-
sophisches Zentrum, Vorbereitungstreffen für die 
Jahrestagung 2027
Auf der Mitgliederversammlung am 17. Mai 2026 wur-
den folgende Themenvorschläge gesammelt:
•	 Ziviler Widerstand und soziale Verteidigung (inkl. 

Aktionstraining)
•	 Militarisierung unsere Gesellschaft und Sozialabbau 

– wie können wir Widerstand leisten?
•	 Feindbilder, Kriegsideologien, Sicherheit gegen Frie-

den, Aufklärung
•	 Ost-West-Thematik: Ost und West gehören zusammen

•	 Anerkennung unterschiedlicher Sichtweisen, histo-
rische Erfahrungen, Dominanz der Westler im VB, 
Sprache – Sprachlosigkeit, Wertschätzung, Be- und 
Verurteilungen

•	 Wer sind wir Versöhnungsbund eigentlich (noch) in 
diesen Zeiten?

Anmeldung in der Geschäftsstelle: 
 vb@versoehnungsbund.de

16.09.2026–20.09.2026, Kloster Nütschau und Lübeck, 
Seminar und Exkursion, Menschen der Gewaltfrei-
heit – erinnert in Zeiten von Unfrieden und Krieg
Projektstelle „gewaltfrei wirkt“, pax christi
Vorläufiges Programm: Autobiografische Zugänge zum 
Thema Gewaltfreiheit; Was bedeutet aktive Gewaltfrei-
heit?; Die Catholic-Worker-Bewegung; Die vier Lübe-
cker Märtyrer als Gestalten aktiver Gewaltfreiheit; Füh-
rung in der kath. Gedenkstätte in der Herz-Jesu-Kirche; 
Besuch des neuen Hanse-Museums; Besuch der Mar-
tin-Luther-Kirche. Mit Martina Freise, Prof. Dr. Tho-
mas Nauerth, Judith Samson, Matthias Schultz, Jochen 
Proske, Constanze Oldendorf.
Kontakt und Anmeldung bis 15.08.2026: https://www.
aktivgewaltfrei.de/seminar-und-exkursion

11/2026–09/2028, Niederkaufungen, Berlin, Nürn-
berg, Ausbildung zur TrainerIn in ziviler, gewalt-
freier Konfliktbearbeitung und transkulturellem 
Lernen (ATCC)
Fränkisches Bildungswerk für Friedensarbeit e.V.
Berufsbegleitende Ausbildung. Befähigt die Teilnehmen-
den, Workshops, Seminare und Grundkurse zur ATCC-
Konfliktbearbeitung, zu transkulturellem Lernen und ge-
sellschaftlichem Wandel durchzuführen.
10 Seminare
bittl@eiccc.org, https://conflict-transformation.de/termine

02/2027–11/2028, Berlin, Niederkaufungen, Ausbil-
dung zu KonfliktberaterIn und Coach (ATCC)
Fränkisches Bildungswerk für Friedensarbeit e.V.
Berufsbegleitende Ausbildung. Befähigt dazu, mit dem 
ATCC-Ansatz Beratungen und Coachings durchzuführen.
bittl@eiccc.org, https://conflict-transformation.de/termine



Gewiss tragen die Regierenden der Nationen eine nicht delegierbare Ver-
antwortung. Ihnen rufen wir zu: Haltet ein! Es ist Zeit für den Frieden! 

Setzt euch an den Tisch des Dialogs und der Vermittlung, nicht an die 
Tische, an denen die Aufrüstung geplant und tödliche Maßnahmen be-
schlossen werden! 

Es gibt jedoch auch eine nicht minder große Verantwortung von uns al-
len, Männern und Frauen aus vielen verschiedenen Ländern: einer rie-
sigen Menge, die den Krieg ablehnt, und zwar mit Taten, nicht nur mit 
Worten. 

Das Gebet verpflichtet uns, das, was es in unseren Herzen und in unse-
ren Köpfen noch an Verletzendem gibt, zu verwandeln: 

Bekehren wir uns zu einem Reich des Friedens, an dem Tag für Tag in 
den Häusern, in den Schulen, in den Stadtvierteln, in den zivilen und re-
ligiösen Gemeinschaften gebaut wird, indem wir durch Freundschaft und 
durch eine Kultur der Begegnung der Polemik und der Resignation den 
Boden entziehen. 

Lasst uns wieder an die Liebe, an Mäßigung und an gute Politik glau-
ben. Bilden wir uns entsprechend und bringen wir uns persönlich ein, 
jeder entsprechend seiner Berufung. Ein jeder hat seinen Platz im Mo-
saik des Friedens!

Papst Leo XIV. (Gebetsvigil am 11. April 2026)
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